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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung Rheinland-Pfalz herausgege

ben. Sie darf weder von Parteien noch Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern oder Wahlhelferinnen und Wahl

helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt 

für Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbesondere 

die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken 

und Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte 

zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift 

nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer 

Gruppen verstanden werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eige

nen Mitglieder zu verwenden.

-

-

-
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Datenübersicht 2022 
Daten der Gesundheitsämter: Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen, Unterrichtung und 
Intervention der Gesundheitsämter 
Anzahl versendete Einladungen zu den Früherkennungsuntersuchungen U4 bis U9 
durch das Zentrum für Kindervorsorge (ZfK)  265.998 

Durchgeführte Früherkennungsuntersuchungen nach Einladung und Erinnerung 227.398 
Teilnahmequote nach Einladung und Erinnerung 
(Anteil der bestätigten Früherkennungsuntersuchungen an allen Einladungen) 85,5 % 

Meldungen des ZfK an zuständiges Gesundheitsamt über Fälle von fehlenden Un
tersuchungsbestätigungen 38.600 

Meldequote (Anteil der Meldungen über fehlende Untersuchungsbestätigungen an 
allen Einladungen) 14,5 % 

Anzahl „echte“ Nichtteilnahmen1 16.857 
davon Früherkennungsuntersuchung bereits terminiert 7.642 
ohne Terminierung 9.215 

Anzahl „falsche“ Meldungen  13.232 
Anteil „falsche“ Meldungen an allen eingeladenen Untersuchungen (235.941) 5,6 % 
Anteil „falsche“ Meldungen an allen Meldungen (gültige Fälle2) 41,5 % 

Anzahl zeitliche Überschneidung von Meldung und Eingang der Untersu
chungsbestätigung  2.871 

Tatsächliche Teilnahmequote nach erster Klärung durch Gesundheitsämter 
(von 235.9413 eingeladenen Untersuchungen verbleiben lediglich 9.215 
„echte“ Nichtteilnahmen, die nicht terminiert waren) 

96,1 % 

Daten der Jugendämter: Erkennen von Hilfebedarfen und Risiken in Folge der Meldungen durch die GÄ 
Anzahl der Meldungen der Gesundheitsämter an die Jugendämter (Weiterleitungen) 2.569 
Anteil der Meldungen an die Jugendämter an allen Einladungen  0,97 % 
Eckwert der Meldungen an die Jugendämter in RLP (Meldungen je 1.000 Kinder un
ter 6 Jahren in RLP, in Klammern Eckwerte für die kreisfreien Städte, kreisangehöri
gen Städte und Landkreise) 

10,9 (15,8/9,0/11,1) 

Anzahl der Mädchen (absolut, Anteil an allen Meldungen an die Jugendämter in %) 1255 49,1 % 
Anzahl der Kinder mit Migrationshintergrund (absolut, Anteil an allen Meldungen an 
die Jugendämter in %), in Klammern Werte der St/KAS/LK in %) 1.486 57,8 % 

(71,3 %/65,0 %/49,6 %) 
Anzahl der bekannten Familien (absolut, Anteil an allen Meldungen an die Jugend
ämter in %) 640 25,1 % 

Anzahl der Familien mit Hilfebedarf (absolut, Anteil an allen Meldungen an die Ju
gendämter in %) 136 8,5 % 

Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung (absolut, Anteil an allen Meldungen an 
die Jugendämter in %)  22 1,4 % 

Anrufung des Familiengerichts (Anzahl absolut) 12 
Netzwerkbogen: Struktur und Aktivitäten der lokalen Netzwerke Kinderschutz 
Durchschnittliche Anzahl der Teilnehmenden bei den Netzwerkkonferenzen 100 
Wofür wurden die Gelder zur Umsetzung des LKindSchuG in 2022 eingesetzt? (Angaben in % der gesamten einge
setzten Mittel, 1.616.202 Euro) 
Personalmittel im Jugendamt  78,2 % 
Förderung konkreter Projekte 9,7 % 
Infrastrukturkosten für die Netzwerkarbeit 2,8 % 
Mittel für Personal bei freien Trägern 4,3 % 
Qualifizierungsmaßnahmen, Fortbildung 1,5 % 
Sonstiges 3,4 % 

1 Ab dieser Zeile basieren die differenzierten Auswertungen zu den Meldungen auf der Grundgesamtheit von 33.085 Fällen, da 
der Rhein-Pfalz-Kreis (RPK) für 2022 keine Dokumentation der 5.515 Meldungen liefern konnte. Diese Meldungen sowie die 
30.057 Einladungen im RPK werden im Weiteren aus der Auswertung ausgeklammert. Die Summe der „falschen“ Meldungen 
(13.232), „echten“ Nichtteilnahmen (16.857) und der zeitlichen Überschneidungen (2.871) entspricht nicht der Gesamtsumme 
der dokumentierten Meldungen (33.085). Hintergrund: Fehlende Angaben (1.194) und Mehrfachnennungen, welche im gleichen 
Fall möglich sind (nähere Erläuterungen in Abschnitt 2.1). 
2 Dieser Anteil berechnet sich an den gültigen Fällen (31.891 statt 33.085), d. h. nur jenen Fällen, bei denen Angaben zu den 
Gründen für eine Meldung gemacht wurden. In 1.194 Fällen wurden keine Angaben zu Gründen gemacht, daher ist nicht be
kannt, ob es sich bei diesen Fällen um „falsche“ Meldungen handelt. Sie fallen daher aus der Berechnung des Anteilswertes 
heraus. 
3 Diese Zahl entspricht den 265.998 versendeten Einladungen abzüglich der 30.057 Einladungen des Rhein-Pfalz-Kreises. 
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1. Vorbemerkung 

In Rheinland-Pfalz wurde bereits 2008 ein 

Landeskinderschutzgesetz verabschiedet. 

Hintergrund waren Fälle von Kindesmiss

handlung und -vernachlässigung in den 

Jahren 2005 und 2006, bei denen Kinder zu 

Tode kamen. Diese lösten eine kontrovers 

geführte politische und fachliche Debatte 

zum Kinderschutz in Deutschland aus. Da

bei stand die Frage im Mittelpunkt, wie und 

durch welche Maßnahmen auf verschiede

nen Ebenen – politisch, rechtlich, fachlich – 

der Kinderschutz in Deutschland verbes

sert werden kann. Seither ist auf diesen un

terschiedlichen Ebenen hohe Aktivität zu 

beobachten. Einen Meilenstein stellen die 

Verabschiedung des Bundeskinderschutz

gesetzes 2012 sowie die Verabschiedung 

bzw. Vorbereitung weiterer Landeskinder

schutzgesetze dar. Die aktuellsten Bei

spiele sind das Landeskinderschutzgesetz 

in Nordrhein-Westfalen, welches vor dem 

Hintergrund der Empfehlungen der Lüdge

Kommission erarbeitet wurde, und im April 

2022 verabschiedet wurde, sowie das im 

Jahr 2023 verabschiedete Gesetz zur Stär

kung des Schutzes von Kindern und Ju

gendlichen im Saarland (SKG). 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Im Rahmen des 2021 in Kraft getretenen 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

(KJSG) wurden zuletzt weitere gesetzliche 

Änderungen zur Verbesserung des Kinder- 

und Jugendschutzes vorgenommen. Dabei 

wurde u. a. die Verantwortungsgemein

schaft für einen wirksamen Kinderschutz 

-

durch Maßnahmen zur Verbesserung der 

Kooperation zwischen Kinder- und Jugend

hilfe mit dem Gesundheitswesen, den 

Strafverfolgungsbehörden, den Familien

gerichten, der Jugendstrafjustiz sowie wei

teren wichtigen Akteurinnen und Akteuren 

im Kinderschutz gestärkt (vgl. BMFSFJ 

2021).  

-

-

-

Die Bemühungen um einen besseren Kin

derschutz sind in Deutschland in den letz

ten beiden Jahrzehnten insbesondere in 

zwei Handlungsstrategien gemündet, die 

Eltern auf unterschiedliche Weise bei der 

Wahrnehmung ihrer erzieherischen Verant

wortung und der Sicherstellung des Kindes

wohls unterstützen sollen: 

-

-

-

-

Die erste zentrale Strategie stellen der Auf

und Ausbau Früher Hilfen dar: Ziel ist es, 

Eltern präventiv in ihren Beziehungs- und 

Erziehungskompetenzen zu stärken, die 

als zentraler Schlüssel für das gesunde 

Aufwachsen von Kindern gelten. Dabei sol

len (werdende) Eltern frühzeitig hinsichtlich 

der Wahrnehmung ihrer Verantwortung in 

der Versorgung, Pflege und Erziehung ihrer 

Kinder unterstützt werden. 

- 

-

Die zweite zentrale Strategie besteht in der 

Entwicklung von kommunalen bzw. regio

nalen Netzwerken (strukturelle Ebene): 

Durch verbindliche Strukturen der Zusam

menarbeit zwischen allen Akteurinnen und 

Akteuren, die mit Familien mit (kleinen) Kin

dern in Kontakt stehen, sollen Förder- und 

Hilfebedarfe sowie Hinweise auf Gefähr

dungslagen von Kindern frühzeitig erkannt 

werden.  

-

-

-

-
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Das rheinland-pfälzische Landesgesetz 

zum Schutz von Kindeswohl und Kinderge

sundheit, kurz Landeskinderschutzgesetz 

(LKindSchuG), vom März 2008 setzt die 

zwei Strategien in landesweite Strukturen 

um. Das Gesetz regelt hierzu Maßnahmen 

zum Schutz von Kindeswohl und Kinderge

sundheit durch frühe Förderung und recht

zeitige Hilfen zur Vermeidung von Vernach

lässigung, Missbrauch oder Misshandlung 

(§ 1 Abs. 2 LKindSchuG). Die Maßnahmen 

sollen dazu beitragen, dass das Recht je

des Kindes auf „eine positive Entwicklung 

und Entfaltung sowie auf das erreichbare 

Höchstmaß an Gesundheit“ gewährleistet 

wird (§ 1 LKindSchuG).  

-

-

-

-

-

Im Rahmen einer Novellierung des Landes

kinderschutzgesetzes im Jahr 2020 ist eine 

Schwerpunktsetzung im präventiven Kin

derschutz auf die Gruppe der Kinder mit ei

nem psychisch und/oder suchterkrankten 

Elternteil erfolgt. Hierbei handelt es sich um 

eine besonders vulnerable Gruppe, die ho

hen Belastungssituationen ausgesetzt ist. 

Die Kinder weisen nicht nur ein drei- bis 

vierfach erhöhtes Risiko, später selbst psy

chisch zu erkranken auf, auch ist ihr Risiko, 

Opfer einer Kindeswohlgefährdung zu wer

den, erhöht. Um Kindern psychisch und 

suchterkrankter Eltern zu helfen und zur 

Verbesserung ihrer Lebenssituation beizu

tragen, wurden zusätzliche Fördergelder in 

Höhe von jährlich 750.000 € gewährt. 

-

-

-

-

-

-

-

Gefördert werden:  

• der Auf- und Ausbau von nied

rigschwelligen, familienunterstützen

den Angeboten und Projekten in den 

Kommunen (mind. 50 % der Landes

mittel);  

-

• die strukturelle Qualifizierung des be

stehenden Hilfesystems durch Auf

oder Ausbau von Personalstellen;  

• die Sensibilisierung von Fachkräften 

und sonstigen Verantwortlichen durch 

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 

für die besonderen Belange von Kin

dern psychisch oder suchterkrankter 

Eltern;  

-

-

-

-  

-

• die Öffentlichkeitsarbeit zum Thema 

„psychische- und Suchterkrankungen“ 

mit dem Ziel der Information und Entta

buisierung. 

-

Zur Erreichung der Ziele des Landeskin

derschutzgesetzes wurden in Rheinland-

Pfalz zwei zentrale und seither landesweit 

gültige Strukturelemente implementiert:  

-

• Der Aufbau lokaler Netzwerke, wel

cher das systematische Zusammenwir

ken aller Akteurinnen und Akteure, ins

besondere der Jugend- und Gesund

heitshilfe, zur Stärkung der frühen För

derung und des Schutzes von Kindern 

fördern und unterstützen soll.  

-

-

-

-

-

• Der Aufbau eines verbindlichen Ein
ladungs- und Erinnerungswesens 

zu den pädiatrischen Früherkennungs

untersuchungen für Kinder (U4 bis 

U9), der die Inanspruchnahmequote 

-

-
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erhöhen und damit ein Beitrag zur Ge

sundheitsförderung und Prävention 

von Krankheit im Kindes- und Jugend

alter leisten soll.  

-

-

Der vorliegende Monitoringbericht zum 

Landeskinderschutzgesetz basiert auf den 

Vorgaben des § 11 LKindSchuG (Berichte 

zum Kinderschutz). Die seit 2008 jährlich 

erscheinenden Monitoringberichte basie

ren auf Daten, die jedes Jahr bei den Ge

sundheitsämtern und den Jugendämtern in 

Rheinland-Pfalz erhoben und vom Institut 

für Sozialpädagogische Forschung Mainz 

gGmbH ausgewertet und aufbereitet wer

den. Die Daten dokumentieren das Einla

dungs- und Erinnerungswesen sowie die 

strukturelle und organisatorische Umset

zung des Landeskinderschutzgesetzes in 

Form der lokalen Netzwerke Kinderschutz.  

-

-

-

-

-

Die Fachkräfte in den Jugend- und Ge

sundheitsämtern nutzen zur Datenerhe

bung die folgenden drei Erhebungsinstru

mente:  

-

-

-

1. Bogen zur Einzelfallerhebung von Mel

dungen an die Gesundheitsämter im 

Rahmen des Einladungs- und Erinne

rungswesens (EEW) (Daten der Ge

sundheitsämter);  

-

-

-

                                                           
 

-
-

-

-

2. Bogen zur Einzelfallerhebung der Ju

gendämter aufgrund von Meldungen 

durch die Gesundheitsämter im Rah

men des EEW (Daten der Jugendäm

ter); 

3. Erhebungsbogen für die Jugendämter 

zur strukturellen und organisatorischen 

Umsetzung des Landeskinderschutz

gesetzes (Netzwerkbogen).4 

-

-

-

-

4 Der Netzwerkbogen wurde im Zuge der Novellierung des 
Landeskinderschutzgesetzes angepasst und erweitert. Ne
ben kleineren Änderungen wurden die Frage nach den Ko
operationspartnerinnen und -partnern um zusätzliche Ak
teursgruppen erweitert und Fragen zur Verwendung der 
Schwerpunktmittel für Kinder psychisch und/oder suchter
krankter Eltern ergänzt. 

Die Zentrale Stelle Landeskinderschutzge

setz, die beim Landesamt für Soziales, Ju

gend und Versorgung mit der Umsetzung 

des Einladungs- und Erinnerungswesens 

(EEW) beauftragt ist, versendete im Jahr 

2022 265.998 Einladungsschreiben für die 

Untersuchungsstufen U4 bis U95

5 Das Einladungswesen wurde von der Zentralen Stelle an 
das Zentrum für Kindervorsorge Rheinland-Pfalz (ZfK 
RLP) im Universitätsklinikum Homburg delegiert. 

. Im Be

richtsjahr 2022 dokumentierten die 24 Ge

sundheitsämter in Rheinland-Pfalz 38.6006

6 In dieser Gesamtzahl sind 5.515 Fälle aus dem Rhein-
Pfalz-Kreis enthalten, für die im Jahr 2022 allerdings keine 
Dokumentation erfolgte. Die weitergehenden Auswertun
gen beziehen sich daher auf 33.085 Fälle.  

 

Meldungen einer nicht erfolgten oder nicht 

bestätigten Teilnahme an den pädiatri

schen Früherkennungsuntersuchungen U4 

bis U9, die sie bearbeiteten. Nach Interven

tion der Gesundheitsämter durch Kontakt

aufnahmen bei den Sorgeberechtigten und 

unter anderem Werbung zur Teilnahme an 

den Früherkennungsuntersuchungen, wur

den schließlich 96,1 % der Früherken

nungsuntersuchungen durchgeführt. Ledig

lich 16.857 echte Nicht-Teilnahmen wurden 

im Jahr 2022 nach einer ersten Klärung 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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durch die Gesundheitsämter verzeichnet. 

Auch bei diesen wurde die Untersuchung 

zum Teil noch durchgeführt. Auf der nächs

ten Stufe des Verfahrens im Einladungs- 

und Erinnerungswesen dokumentierten die 

rheinland-pfälzischen Jugendämter insge

samt 2.569 Meldungen7

7 Im Jahr 2022 hat ein Jugendamt nicht an der Erhebung 
teilgenommen. 

, die sie von den 

Gesundheitsämtern erhielten. Zusätzlich 

dokumentierten die Jugendämter ihre Akti

vitäten in den lokalen Netzwerken Kinder

schutz und zur Entwicklung der Frühen Hil

fen in ihrem Jugendamtsbezirk für das Jahr 

2022. Die beschriebenen Daten bilden die 

Grundlage des vorliegenden Berichts. Das 

folgende Kapitel fasst die zentralen Ergeb

nisse aller drei Erhebungen in einer bilan

zierenden Kommentierung zusammen.  

-

-

-

-

-

-

-

2. Zentrale Befunde aus 
dem Monitoring für das Be
richtsjahr 2022 

-

Seit der Verabschiedung des Landesgeset

zes zum Schutz von Kindeswohl und Kin

dergesundheit (LKindSchuG) in Rheinland-

Pfalz im März 2008 wird die Umsetzung der 

im Gesetz formulierten Ziele und Aufgaben 

sowie dessen Wirkungen regelmäßig in 

Form eines jährlich erscheinenden Monito

ringberichts überprüft. Auf Basis des Be

richtes können die Wirkungen des Geset

-

-

-

-

-

                                                           
 

zes sowie Veränderungen in den Kommu

nen beschrieben und nachvollzogen wer

den.  

-

-

Die beiden zentralen, durch das Landeskin

derschutzgesetz vorgesehenen Strukturen 

– das Einladungs- und Erinnerungswesen 

zu den Früherkennungsuntersuchungen 

und die lokalen Netzwerke Kinderschutz – 

sind seit 2011 vollständig implementiert 

und befinden sich seither in der Optimie

rung (EEW), in der Konsolidierung und im 

weiteren Ausbau (Netzwerke).  

-

-

Erste Änderungen des Gesetzes erfolgten 

im Oktober 2014 in mehreren Bereichen, 

die insbesondere die Weitergabe und Spei

cherung personenbezogener Daten sowie 

die Unterrichtung der Jugendämter durch 

die Gesundheitsämter betreffen (vgl. MI

FKJF 2015a, b).  

-

-

Im Dezember 2020 wurde das Landeskin

derschutzgesetz um den Förderschwer

punkt zum Thema „Kinder psychisch und 

sucherkrankter Eltern“ ergänzt. Die daraus 

folgenden Veränderungen in den Angebo

ten und Strukturen in den Kommunen wur

den erstmals im Monitoringbericht für das 

Jahr 2021 dokumentiert und dargestellt. 

-

-

-

-

Die drei Datenerhebungen des Monitorings 

beziehen sich auf die zentralen Zieldimen

sionen des Gesetzes, die in § 1 LKind

SchuG folgendermaßen formuliert werden:  

-

-
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1. die Gewährleistung notwendiger nied

rigschwelliger Angebote zur Förderung 

des Kindeswohls, 

2. die Früherkennung von Risiken für das 

Kindeswohl und die konsequente Si

cherstellung der erforderlichen Hilfen, 

3. der Aufbau lokaler Netzwerke zur För

derung des Kindeswohls und zur Ver

besserung des Kindesschutzes, 

4. die Förderung von Kindergesundheit, 

insbesondere durch die Steigerung der 

Inanspruchnahme der Untersuchungs

angebote zur Früherkennung von Ent

wicklungsrückständen und Krankheiten 

(Früherkennungsuntersuchungen) bei 

Kindern.  

-

-

-

-

-

-

In den folgenden Kapiteln erfolgt eine Zu

sammenfassung und Kommentierung der 

Befunde des Berichtsjahres 2022 hinsicht

lich der genannten Zielsetzungen des Ge

setzes. 

-

-

-

2.1 Die Steigerung der Inan
spruchnahme der pädiatri
schen Früherkennungsunter
suchungen als zentrale Zielset
zung des Landeskinderschutz
gesetzes (Daten der Gesund
heitsämter) 

-
-
-
-
-
-

Die Daten aus dem Monitoring zeigen, dass 

eine Steigerung der Inanspruchnahme der 

Früherkennungsuntersuchungen in den 

letzten Jahren gelungen ist und die Inan

spruchnahmequote auf einem hohen Ni

-

-

veau von 96,1 % verbleibt. Die pädiatri

schen Früherkennungsuntersuchungen als 

freiwillige Angebote der Gesundheitsprä

vention verfolgen vorrangig das Ziel, Ent

wicklungsstörungen und gesundheitliche 

Beeinträchtigungen frühzeitig zu erkennen 

und durch rechtzeitige Interventionen zu 

vermeiden oder abzumildern. Im Rahmen 

der kinderärztlichen Früherkennungsunter

suchungen können Störungen der körperli

chen, geistigen und sozialen Entwicklung 

festgestellt und durch die Kinderärztinnen 

und -ärzte dokumentiert werden. Außer

dem können weitere Unterstützungsbe

darfe auf Grund besonderer Anforderungen 

und Belastungen auf Seiten der Kinder 

bzw. der Familien im Zuge der Vorstellung 

in der Kinderarztpraxis erkannt und weiter

bearbeitet werden. Daher wird den pädiat

rischen Früherkennungsuntersuchungen 

sowohl im Kontext der Frühen Hilfen als 

auch allgemein im Rahmen eines präven

tiven Kinderschutzes eine hohe Bedeutung 

beigemessen. Wichtig ist hier auch der 

niedrigschwellige und nicht stigmatisie

rende Zugang: Die Berufsgruppe der Ärz

tinnen und Ärzte wird von Familien meist 

als wichtige Partnerinnen und Partner hin

sichtlich der Gesundheit und Entwicklung 

ihrer Kinder wahrgenommen. Eltern sehen 

in der Regel die Gesundheit und die „erfolg

reiche“ Entwicklung ihres Kindes als ein ho

hes Gut an, für das sie sich gerne einset

zen. Die kassenfinanzierten Früherken

nungsuntersuchungen bieten somit einen 

hilfreichen Zugang für Eltern, um sich 

Rückmeldungen zum Entwicklungs- und 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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Gesundheitsstand ihrer Kinder einzuholen. 

Im Zuge der Untersuchung haben Fach

kräfte die Möglichkeit, frühe Förderung und 

Hilfe anzubieten, wenn bei Kindern und/o

der Eltern zusätzlicher Unterstützungsbe

darf offengelegt wird. Fachkräfte aus dem 

medizinischen Bereich können dabei je 

nach Bedarf der Familien an Fachkräfte der 

Kinder- und Jugendhilfe oder Fachkräfte 

anderer Bereiche verweisen. 

-

-

-

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse 

wurden in mehreren Bundesländern bereits 

Verfahren etabliert, um eine möglichst voll

ständige Inanspruchnahme der Früherken

nungsuntersuchungen zu erreichen, ver

bunden mit dem Ziel, sowohl die Kinderge

sundheit zu fördern als auch den Kinder

schutz zu verbessern. In Rheinland-Pfalz 

wird das Verfahren als „Einladungs- und Er

innerungswesen“ (EEW) bezeichnet und ist 

im Landeskinderschutzgesetz geregelt 

(Teil 3 Früherkennungsuntersuchungen). 

Das Verfahren ist mehrstufig wie ein Trich

ter aufgebaut: Auf der ersten Stufe werden 

die gesetzlichen Vertreterinnen und Vertre

ter über die anstehenden Früherkennungs

untersuchungen (U4 bis U9 und J1) durch 

rechtzeitige Einladungs- und Erinnerungs

schreiben von der Zentralen Stelle Landes

kinderschutzgesetz beim Landesamt für 

Soziales, Jugend und Versorgung infor

miert. Zur J1-Untersuchung wird lediglich 

eingeladen. Hier erfolgen keine weiterfüh

renden Maßnahmen durch die beteiligten 

Stellen. Wenn in Folge der Einladung und 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Erinnerung keine Untersuchungsbestäti

gung bei der Zentralen Stelle eingeht, tritt 

bei den Untersuchungen U4 bis U9 eine ge

stufte Intervention der Gesundheitsämter 

und gegebenenfalls auch der Jugendämter 

in Kraft. Den Fachkräften der Gesundheits

ämter kommt dabei auf Stufe 2 des Verfah

rens zunächst die Aufgabe zu, die Sorge

berechtigten zeitnah zu kontaktieren, um 

die Gründe für eine fehlende Untersu

chungsbestätigung zu erfragen, die Eltern 

bei noch nicht wahrgenommener Untersu

chung über den Nutzen der Früherken

nungsuntersuchung aufzuklären und diese 

schließlich zu einer Inanspruchnahme der 

Früherkennungsuntersuchung zu motivie

ren. Wenn sich bei der Durchführung dieser 

Maßnahmen Anhaltspunkte für eine Ver

nachlässigung, einen Missbrauch und/oder 

eine Misshandlung des betreffenden Kin

des ergeben, unterrichtet das Gesundheits

amt unverzüglich das zuständige Jugend

amt (Stufe 3). Zudem können die Gesund

heitsämter die Jugendämter unterrichten, 

wenn trotz der eigenen Intervention weiter

hin keine Früherkennungsuntersuchung 

durchgeführt wurde (vgl. § 9 LKindSchuG). 

Mit der Änderung des Landeskinderschutz

gesetzes vom 23.10.2014 und der Neufas

sung des § 9 LKindschuG ist in letzterem 

Fall keine regelhafte Verpflichtung der Ge

sundheitsämter zur Unterrichtung des zu

ständigen Jugendamtes mehr vorgesehen. 

Den Gesundheitsämtern wird ein Ermes

sensspielraum eingeräumt und die Mög

lichkeit gegeben, von einer Meldung an die 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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Jugendämter abzusehen, wenn ihnen plau

sible Gründe für die Nichtteilnahme an den 

Früherkennungsuntersuchungen genannt 

wurden. 

-

Ende März 2020 wurden die Einladungs- 

und Erinnerungsschreiben um einen Pas

sus zur COVID-19-Pandemie ergänzt, der 

betont, dass sich das Einladungswesen 

durch die COVID-19-Pandemie nicht än

dere, die Früherkennungsuntersuchungen 

und Impfungen auch weiterhin sinnvoll 

seien und das weitere Vorgehen mit der je

weiligen Kinderarztpraxis besprochen wer

den solle. Die Daten der Monitoringberichte 

2020 bis 2022 bestätigen, dass das Einla

dungs- und Erinnerungswesen auch in der 

Pandemiezeit aufrechterhalten werden 

konnte.  

-

-

-

-

-

Das schriftliche Einladen und Erinnern 
zu den Früherkennungsuntersuchun
gen U4 bis U9 hatte 2022 auf der ersten 
Stufe des Verfahrens bereits eine Teil
nahmequote von knapp 86 % erzielt. 
Durch die Intervention der Gesundheits
ämter wird das Teilnahmeverhalten 
schließlich näher spezifiziert (in „echte“ 
Nichtteilnahmen und „falsche“ Meldun
gen). Nach dieser Spezifizierung ergibt 
sich eine konstant hohe Teilnah
mequote von rund 96 % im Jahr 2022.  

-

-

-

-

-

Im Jahr 2022 wurden durch das Zentrum 

für Kindervorsorge (ZfK) im Auftrag der 

                                                           
 

Zentralen Stelle Landeskinderschutzgesetz 

265.998 Einladungsschreiben für die Un

tersuchungsstufen U4 bis U9 verschickt. 

Diese Untersuchungsstufen beziehen sich 

auf die Alterspanne von drei bis vier Mona

ten (U4) bis sechs Jahre (U9). Für die Un

tersuchungsstufe J1 (Altersspanne 12-14 

Jahre) wurden weitere 36.738 Einladungen 

versendet.8

8 Zur J1 wird lediglich eingeladen, daher erfolgen keine 
weiterführenden Maßnahmen durch die beteiligten Stellen. 

 Im nächsten Schritt wurden die 

Gesundheitsämter in 38.600 Fällen durch 

das ZfK informiert, weil keine Untersu

chungsbestätigung für die Früherken

nungsuntersuchung U4 bis U9 der jeweili

gen Arztpraxis beim ZfK eingegangen war. 

Somit folgte auf etwa jede siebte Einladung 

(14,5 %) eine Unterrichtung des Gesund

heitsamtes, weil die Erziehungsberechtig

ten der Einladung bzw. Erinnerung nicht 

nachgekommen waren oder die Teilnahme 

dem ZfK nicht mitgeteilt wurde. Daraus 

ergibt sich eine Teilnahmequote von 

85,5 % (im Vorjahr 87,7 %).  

-

-

-

-

-

-

-

-

Sobald eine Meldung vorliegt, nehmen die 

Fachkräfte der Gesundheitsämter Kontakt 

mit den Sorgeberechtigten der Kinder auf 

und erfragen die Gründe für die fehlende 

Untersuchungsbestätigung.  

Hierbei lassen sich die Meldungen in drei 

verschiedene Kategorien einordnen. Bei 

33.085 Meldungen an die Gesundheitsäm

ter lagen weitergehende Informationen 

vor9

9 Statt 38.600 Meldungen stehen für die differenzierte Aus
wertung lediglich 33.085 Meldungen zur Verfügung, aus
genommen sind 5.515 Meldungen aus dem Rhein-Pfalz

: Hiervon waren 13.232 Fälle „falsche“ 

-

-
-
-
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Meldungen. D. h., diese Untersuchungen 

wurden durchgeführt, jedoch ging keine 

Untersuchungsbestätigung der Praxis bei 

der Zentralen Stelle ein. Weitere 16.857 

Fälle werden als „echte“ Nichtteilnahmen 

bezeichnet. Mit 7.642 Fällen war bei einem 

Großteil dieser „echten“ Nichtteilnahmen – 

ähnlich wie im Vorjahr – jedoch bereits ein 

Untersuchungstermin vereinbart, und die 

Früherkennungsuntersuchung nur noch 

nicht durchgeführt worden. Es kann davon 

ausgegangen werden, dass in diesen 7.642 

Fällen die Früherkennungsuntersuchung 

schließlich tatsächlich wahrgenommen 

wurde. Für die Vergleichbarkeit der Statisti

ken über die Jahre hinweg, werden diese 

-

terminierten Fälle als „durchgeführte Unter

suchungen“ definiert.  

-

Bei 9.215 „echten“ Nichtteilnahmen war die 

Früherkennungsuntersuchung nicht termi

niert. Zieht man diese Fälle von den insge

samt 235.941 Einladungen ab (265.998 

Einladungen abzüglich der 30.057 Einla

dungen des Rhein-Lahn-Kreises), ergibt 

sich somit nach der ersten Klärung durch 

die Gesundheitsämter eine Gesamtzahl 

von 226.726 Fällen, die die Früherken

nungsuntersuchung in Anspruch genom

men haben. Das entspricht einer Teilnah

mequote von 96,1 %.  

-

-

-

-

-

-

  

                                                           
 

Kreis, die zwar bearbeitet, aber nicht dokumentiert werden 
konnten. 
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Abbildung 1: Überblick zu Kategorien der Gründe für Meldungen über fehlende Untersuchungsbestä
tigungen im Jahr 2022 

-
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-
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-
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-

-

-

In den Fällen „echter“ Nichtteilnahmen, bei 

denen auch noch kein Untersuchungster

min vereinbart ist, werben die Gesundheits

ämter bei den Familien für eine Teilnahme 

an der jeweiligen Früherkennungsuntersu

chung.  

Sofern die Gesundheitsämter in diesem 

Rahmen Anhaltspunkte für die Vernachläs

sigung, den Missbrauch und/oder die Miss

handlung eines Kindes feststellen, unter

richten diese unverzüglich das Jugendamt 

im jeweiligen Bezirk. Von einer Meldung an 

das Jugendamt sahen die Gesundheitsäm

ter dann ab, wenn es plausible Gründe für 

eine Nichtteilnahme gab.  

Bei den rheinland-pfälzischen Jugendäm

tern wurden wiederum 2.569 Fälle doku

mentiert, in denen das Gesundheitsamt 

eine Meldung machte, d. h. ein Bruchteil al

ler versendeten Einladungen (1,0 %) 

musste an die Jugendämter weitergeleitet 

werden. 

Die Daten zum Einladungs- und Erinne

rungswesen machen deutlich, dass die In

terventionen des Gesundheitsamtes wich

tig sind, um die Hintergründe einer Meldung 

des ZfK zu eruieren und jene Sorgeberech

tigten zu einer Teilnahme an der Früher

kennungsuntersuchung zu motivieren, die 

bisher noch keinen Untersuchungstermin 

vereinbart haben.  

Das Monitoring zeigt für das Jahr 2022 we

nige Bezüge zu Corona-bedingten Ein

schränkungen, die gegebenenfalls im ers

ten Halbjahr noch relevant waren. So er

folgte die erste Kontaktaufnahme der Ge

sundheitsämter zu den Familien 2022 
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ebenso wie in den Vorjahren am häufigsten 

in schriftlicher Form. Die weiteren Kontakt

versuche hingegen fanden 2022 wie schon 

2020 und 2021 deutlich seltener telefonisch 

statt. Dies könnte mit eingeschränkten Bü

rozeiten oder Home-Office-Regelungen der 

Mitarbeitenden zusammenhängen. Interes

sant und ein Indiz für die Normalisierung 

der Arbeitsabläufe in den Gesundheitsäm

tern ist der Befund, dass 2022 der Anteil 

der Hausbesuche als Form des weiteren 

Kontaktversuchs deutlich angestiegen ist, 

und dies sogar über den Wert aus 2019 

(vor der Pandemie).  

-

-

-

-

Die Gesamtzahl der Meldungen des ZfK 
an die Gesundheitsämter aufgrund feh
lender Untersuchungsbestätigungen 
stieg 2022 insgesamt auf 38.600 (2021 
waren dies 32.893). Die Meldequote vor 
der Intervention der Gesundheitsämter 
steigt damit leicht auf 14,5 % (12,3 % 
2021). 

-

Nachdem die Gesamtzahl der Meldungen 

über fehlende Untersuchungsbestätigun

gen in den ersten Jahren nach der Einfüh

rung (bis 2012) zunächst rückläufig gewe

sen waren, lässt sich seit 2014 ein leicht 

ansteigender Trend feststellen. Die Mel

dequote bewegt sich dabei in einem Korri

dor zwischen etwa 9 % und nunmehr 

14,5 % (vgl. Abbildung 1).  

-

-

-

-

-

Von 2021 auf 2022 stieg die Anzahl der do

kumentierten Meldungen um 17,4 % 

(+5.707 Fälle) und bleibt damit weitgehend 

konstant. Die Zahl der Einladungen lag im 

Jahr 2022 mit 265.998 allerdings unter dem 

Wert des Vorjahres (267.630). Dadurch er

höht sich die Meldequote mit 14,5 % leicht. 

Auch auf Ebene einzelner Gesundheits

amtsbezirke zeigt sich bei allen Ämtern ein 

Anstieg der Meldungen.  

-

-

-

Betrachtet man das Verhältnis der Einla

dungen und eingegangenen Meldungen in 

den einzelnen Gesundheitsamtsbezirken 

(Meldequote, ohne Abbildung), zeigt sich – 

ebenso wie in den Vorjahren – eine große 

Spannbreite von 9,9 % bis zu 18,3 % Mel

dungen an allen Einladungen. Dabei steigt 

auch die Meldequote von 2021 auf 2022 in 

allen Gesundheitsamtsbezirken.  

-

-

Die Anteile der Meldungen an den ver

schiedenen Untersuchungsstufen (U4 bis 

U9) und die entsprechenden Meldequoten 

bleiben im Vergleich zum Vorjahr konstant. 

Über die Jahre zeichnet sich hier kein ein

deutiger Trend ab, da sich bei einzelnen 

Untersuchungsstufen zum Teil leichte Zu

wächse, zum Teil leichte Rückgänge be

obachten lassen. Die höchsten Meldequo

ten weisen 2022 wie auch in den Vorjahren 

die U7a und U8 auf.  

-

-

-

-

-
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Abbildung 2: Entwicklung der Meldungen durch die Zentrale Stelle an die Gesundheitsämter von 2010 
bis 2022 (absolute Zahlen) und Meldequoten (Anzahl der Meldungen im Verhältnis zu den versendeten 
Einladungen), vor der Intervention durch die Gesundheitsämter. 

 
 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

27.972
23.538

20.803 21.856 21.580 22.556
25.891

28.336 29.929 30.084
32.696 32.893

38.600

12,6%

10,5%
9,2% 9,8% 9,5% 9,6%

10,5%
11,2% 11,3% 11,5%

12,4% 12,3%

14,5 %

0

2

4

6

8

10

12

14

16

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000

30.000

35.000

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Trotz beständig hoher Teilnahmequoten 
macht sich das Einladungs- und Erinne
rungswesen auch 2022 nicht überflüssig 
– gerade im Kontext möglicher Aus- und 
Nebenwirkungen der COVID-19-Pande
mie für Kinder und Familien. 

In den letzten Jahren deutete sich bei der 

Entwicklung der Gesamtzahl der Meldun

gen über nicht eingegangene Untersu

chungsbestätigungen eine Konsolidierung 

an, die mit einer konstant hohen Teilnahme 

an den freiwilligen Früherkennungsunter

suchungen einhergeht. Auch in den Pande

miejahren 2020 und 2021 hielt dieser Trend 

an – trotz der phasenweisen pandemiebe

dingten Einschränkungen im Betrieb der 

Gesundheitsämter und Arztpraxen. 

Die in 2022 wieder erhöhte Meldequote, 

insbesondere für die frühen Untersu

chungsstufen (U5, U6), zeigen, dass ge

rade diese „neuen“ Eltern weiterhin von den 

Einladungen, Erinnerungen und Informatio

nen profitieren. Trotz des bisherigen Er

folgs des EEW mit konstant hohen Teilnah

mequoten von rund 97 % in den vergange

nen Jahren macht sich das Einladungs- 

und Erinnerungswesen demnach nicht 

überflüssig. Stattdessen gilt es zu beden

ken, dass sich jedes Jahr die Adressatin

nen und Adressaten des Verfahrens än

dern, d. h. es kommen immer wieder neue 

Familien mit dem Meldewesen in Kontakt. 

Daher ist es sinnvoll, weiterhin einzuladen 

und durch Information und Aufklärung für 

eine Teilnahme zu werben. Gleichzeitig 

machen die Daten im Rückblick der letzten 

Jahre deutlich, dass es immer eine kleine 

Gruppe an Eltern bzw. gesetzlichen Vertre

terinnen und Vertretern geben wird, die die 

freiwilligen Früherkennungsuntersuchun

gen nicht in Anspruch nehmen, weil sie sie 

bewusst ablehnen oder aus anderen Grün

den. 



 

16 
 

Die jährliche Datenanalyse und der damit 

mögliche Blick auf das Teilnahmeverhalten 

der Sorgeberechtigten an den Früherken

nungsuntersuchungen erweist sich auch 

und gerade vor dem Hintergrund der CO

VID-19-Pandemie, die auch langfristig psy

chosoziale Folgen, Aus- und Nebenwirkun

gen für Kinder und Familien erwarten lässt, 

als bedeutsam. Zahlreiche Studien verwei

sen seit 2020 auf die Zunahme psychischer 

Belastungen und eine Verringerung der Le

bensqualität durch die COVID-19-Pande

mie bei Kindern und Jugendlichen ebenso 

wie bei Eltern (vgl. bundesweit z. B. 

Andresen u. a. 2020a, 2020b, 2020c und 

2022, Ravens-Sieberer u. a. 2021, 

Güzelsoy u. a. 2022, Langmeyer u. a. 2020 

und für Rheinland-Pfalz Dittmann u. a. 

2021). Fehlende Möglichkeiten des Aus

gleichs durch den Wegfall von Freizeitan

geboten, Sorgen um Jobverlust sowie 

Überlastungen im Alltag – auch durch 

Homeschooling der Kinder sowie das 

gleichzeitige Arbeiten und Betreuen von 

(kleineren) Kindern im Home-Office – füh

ren zu einem erhöhten Risiko für Stresssi

tuationen in der Familie. Zusätzlich war die 

Verfügbarkeit von Hilfs- und Unterstüt

zungsangeboten in den Jahren 2020, 2021 

und zum Teil 2022 eingeschränkt. Umso 

wichtiger erscheint daher ein weiterhin 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

                                                           
 

-

funktionierendes Einladungs- und Erinne

rungswesen als Instrument der Prävention 

und Beratung sowie der niedrigschwelligen 

Unterstützung und Weitervermittlung von 

Familien. 

-

Es gibt vielfältige Gründe für eine Mel
dung. Dabei können „falsche“ Meldun
gen von „echten“ Nichtteilnahmen un
terschieden werden: 2022 liegt der An
teil der „falschen“ Meldungen bei 41,5%. 

-
-
-
-

In jedem Jahr bezieht sich ein Teil der Mel

dungen auf Früherkennungsuntersuchun

gen, die tatsächlich bereits durchgeführt 

wurden („falsche“ Meldungen). Die Fach

kräfte der Gesundheitsämter gaben 2022 

bei 13.232 Meldungen an, dass sich im 

Nachgang herausstellte, dass die Untersu

chung innerhalb (12.026 Fälle) oder außer

halb (1.206 Fälle) von Rheinland-Pfalz be

reits durchgeführt worden war, ohne dass 

eine Untersuchungsbestätigung bei der 

Zentralen Stelle einging, was dann eine 

„falsche“ Meldung auslöste. Der Anteil die

ser falschen Meldungen liegt im Jahr 2022 

bei 41,5 % (2021 bei 47,7 %)10

10 Berechnet wird der Anteil an den gültigen Fällen, d.h. 
nur jenen Fällen, die die Frage zu Gründen für eine feh
lende Untersuchungsbestätigung beantwortet haben. Dies 
erfolgte bei 31.891 der Fälle statt 33.085. Bei den 1.194 

Fällen ohne Angabe zu Gründen kann nicht festgestellt 
werden, ob es sich um „falsche“ Meldungen, „echte“ Nicht
teilnahmen oder zeitliche Überschneidungen von Meldung 
und Eingang der Untersuchungsbestätigung handelt.  

.  

-

-

-

-

-

-

-

Das Zustandekommen einer „falschen“ 

Meldung ergibt sich z. B., weil das Rück

meldeformular von den Eltern vergessen 

wurde oder die Arztpraxis dieses – trotz ge

setzlichen Auftrags – nicht übermittelt.  

-

-

-
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Der Blick auf die unterschiedliche Vertei

lung dieser „falschen“ Meldungen auf die 

verschiedenen Gesundheitsamtsbezirke 

zeigt, dass die bisherigen Strategien zur 

Verringerung der „falschen“ Meldungen in 

einigen Bezirken besser zu gelingen schei

nen als in anderen. Zu diesen Strategien 

gehört u. a. die Verbesserung der Rück

meldepraxis der Ärztinnen und Ärzte, bei

spielsweise durch den Einsatz eigener 

Blanko-Rückmeldescheine im Fall von ver

gessenen Unterlagen seitens der Eltern, 

die an die Zentrale Stelle gefaxt werden. 

Der Anteil der „falschen“ Meldungen an al

len Meldungen der einzelnen Gesundheits

amtsbezirke streut im Jahr 2021 zwischen 

7,4 % und 57,1 %. In drei Gesundheits

amtsbezirken erweisen sich mehr als die 

Hälfte der Meldungen als falsch. Gerade 

hier scheint es weiterhin sinnvoll, gemein

sam mit den für die Früherkennungsunter

suchungen zuständigen Arztpraxen das je

weils aktuell praktizierte Rückmeldeverfah

ren zu reflektieren und nach Fehlerquellen 

bzw. Optimierungsmöglichkeiten zu su

chen. In 21 Gesundheitsamtsbezirken sind 

im Vergleich zum Vorjahr Rückgänge bei 

den „falschen“ Meldungen zu verzeichnen. 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Für die Mehrheit aller Eltern in Rhein
land-Pfalz erweisen sich die Früherken
nungsuntersuchungen als ein akzeptier
tes Angebot, das sie gerne nutzen. Das 
Einladungs- und Erinnerungswesen un
terstützt sie bei der Inanspruchnahme. 
Jedes Jahr bleibt ein kleiner Teil „ech
ter“ Nichtteilnahmen. 

-
-
-

-

-

16.857 Fälle wurden 2022 von den Fach

kräften als „echte“ Nichtteilnahmen mar

kiert, d. h. bei diesen Fällen hatte zum Zeit

punkt der Meldung durch das ZfK noch 

keine Früherkennungsuntersuchung statt

gefunden. Dafür wurden verschiedene 

Gründe benannt, die in Abbildung 3 darge

stellt sind: Der Termin hatte noch nicht 

stattgefunden, war aber bereits terminiert; 

die Eltern hatten bisher nichts veranlasst 

bzw. noch keinen Termin vereinbart; die El

tern hatten den vereinbarten Termin ver

säumt; die Toleranzgrenze war abgelaufen; 

das Kind hielt sich im Ausland auf; das ver

bindliche Einladungswesen wurde abge

lehnt; das Kind war nicht krankenversichert; 

eine anderweitige ärztliche Betreuung des 

Kindes ist nachgewiesen; Grund unbe

kannt; andere Gründe (vgl. Abbildung 3). 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

In 45,3 % der „echten“ Nichtteilnahmen war 

die Früherkennungsuntersuchung bereits 

terminiert (7.642 Fälle), sodass davon aus

gegangen werden kann, dass sie noch 

durchgeführt wurde. Bei den noch nicht ter

minierten Fällen konnten die Fachkräfte für 

eine Inanspruchnahme werben.  

-

-

Insbesondere in jenen Fällen, in denen der 

vereinbarte Termin versäumt worden war 

oder die Eltern bisher nichts veranlasst 

bzw. noch keinen Termin vereinbart hatten, 

wird die Bedeutung des Einladungs- und 

Erinnerungswesens als angemessene 

Strategie zur Steigerung der Inanspruch

nahme der Früherkennungsuntersuchun

gen als Teil der gesundheitlichen Präven

tion deutlich. Durch die Kontaktaufnahme 

-

-

-



-
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seitens der Gesundheitsämter konnten 

diese Familien an die Untersuchungen er

innert und/oder für eine Teilnahme motiviert 

werden.  

-

Daneben bleibt eine konstante kleine 

Gruppe, die aus unterschiedlichen Grün

den die gemeldete Früherkennungsunter

suchung nicht in Anspruch nimmt, wenn 

z. B. die Toleranzgrenze für die Durchfüh

rung der Untersuchung abgelaufen ist. Hier 

könnte auch eine Rolle spielen, dass Eltern 

z. B. in Ballungsgebieten zunehmend 

Schwierigkeiten haben, nach der Erinne

rung durch das Gesundheitsamt einen Ter

min für die Untersuchung zu vereinbaren, 

weil die Praxen eine sehr hohe Termin

dichte aufweisen. Da es sich bei den Früh

erkennungsuntersuchungen um planbare 

-

-

-

-

-

-

Leistungen handelt, werden diese bei der 

Terminvergabe gegenüber akut erkrankten 

Patientinnen und Patienten nachrangig be

handelt, sodass es hier zu gewissen War

tezeiten kommen kann. Aus diesem Grund 

werden die Einladungen schon sehr früh 

verschickt, damit Eltern mit viel Vorlauf Ter

mine vereinbaren und so die Fristen einhal

ten können. Die Fachkräfte berichten zu

dem davon, dass Familien keinen Kinder

arzt/Hausarzt finden, der die Früherken

nungsuntersuchung durchführt oder es 

werden in den Praxen keine neuen Patien

tinnen und Patienten aufgenommen. Diese 

Entwicklung gilt es kritisch zu beobachten.  

-

-

-

-

-

-

-

-

 

Abbildung 3: Gründe für fehlende Untersuchungsbestätigungen 2021 und 2022 (absolute Angaben, 
gültige Fälle 2021=31.120, 2022=31.891, fehlende Angaben 2021=1.773, 2022=1.194, Mehrfachnen
nungen möglich). 

-
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In einzelnen Fällen wurde das verbindliche 

Einladungswesen von den Eltern abge

lehnt, es lag ein Auslandsaufenthalt des 

Kindes vor, oder das Kind war nicht kran

kenversichert. Für nicht-krankenversi

cherte Kinder übernimmt das Land die Kos

ten der Untersuchungen. Die Daten deuten 

insgesamt auf eine hohe Stabilität in den 

Motivationslagen von Eltern, gleichzeitig 

aber auch auf strukturelle Rahmenbedin

gungen (z.B. Verfügbarkeit von Terminen in 

Arztpraxen), die zum Ausgangspunkt für 

weitere Überlegungen zur Förderung der 

Kindergesundheit genutzt werden können. 

-

-

-

-

-

Die Rückschau auf die Daten der zurücklie

genden Berichtsjahre lässt auch für die 

nächsten Jahre vermuten, dass es trotz 

fortschreitender Etablierung und Verbesse

rung des Einladungs- und Erinnerungswe

sens immer einen kleinen Teil von Früher

kennungsuntersuchungen geben wird, die 

trotz vorheriger Einladung und Erinnerung 

sowie Intervention der Gesundheitsämter 

nicht wahrgenommen werden. Dennoch 

zeigt die hohe Teilnahmequote den Erfolg 

des Verfahrens: Bei den Jugendämtern 

wurden auf der nächsten Stufe 2022 2.569 

Fälle dokumentiert, in denen das Gesund

heitsamt eine Meldung machte, d.h. nur ein 

Bruchteil aller versendeten Einladungen 

(1,0 %) wurde letztendlich an die Jugend

ämter weitergeleitet. 

-

-

-

-

-

-

2.2 Früherkennung von Risiken 
für das Kindeswohl und die Si
cherstellung der erforderlichen 
Hilfen (Daten der Jugendämter) 

-

Die pädiatrischen Früherkennungsuntersu

chungen dienen in erster Linie der Förde

rung des gesunden Aufwachsens von Kin

dern. Durch eine hohe Inanspruchnahme 

der Früherkennungsuntersuchungen wird 

sichergestellt, dass möglichst viele Kinder 

in regelmäßigen zeitlichen Abständen zur 

Kontrolle ihres Gesundheits- und Entwick

lungsstandes einem Arzt bzw. einer Ärztin 

vorgestellt werden. Auch wenn dies nicht 

das primäre Ziel dieses Verfahrens ist, leis

tet das Einladungs- und Erinnerungswesen 

damit auch einen Beitrag zum Schutz des 

Kindeswohls. Denn über das Verfahren im 

Rahmen der Untersuchung selbst oder 

über einen vorherigen Kontakt zwischen 

den Gesundheitsämtern, Jugendämtern 

und den Familien, werden Situationen und 

Räume geschaffen, im Rahmen derer Hil

febedarfe oder Risiken für das Kindeswohl 

erkannt und im Gespräch thematisiert wer

den können. Im Bedarfsfall können so früh

zeitig notwendige Maßnahmen zur frühen 

Förderung und zum Schutz von Kindern 

umgesetzt werden. Zuständig für diesen 

Auftrag sind die örtlichen Jugendämter, die 

nach den Gesundheitsämtern auf der 

nächsten Stufe des Verfahrens tätig wer

den. 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Das Einladungs- und Erinnerungswesen 

funktioniert wie ein Trichter: In jenen Fällen, 
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bei denen es in der Kontaktaufnahme sei

tens der Gesundheitsämter Anhaltspunkte 

für eine Vernachlässigung, einen Miss

brauch oder eine Misshandlung eines Kin

des gab oder die Familie selbst Hilfebedarf 

äußert, erfolgt eine Unterrichtung des zu

ständigen Jugendamtes. Darüber hinaus 

können die Gesundheitsämter auch Fälle 

an die Jugendämter weiterleiten, in denen 

trotz eigener Intervention keine Früherken

nungsuntersuchung stattgefunden hat oder 

sich dies nicht feststellen ließ. Mit der Ge

setzesänderung vom Oktober 2014 ist 

keine regelhafte verpflichtende Weiterlei

tung dieser Fälle an die Jugendämter mehr 

vorgesehen. Stattdessen wird den Gesund

heitsämtern ein Ermessensspielraum ein

geräumt: Sie können von einer Meldung an 

das Jugendamt absehen, wenn ihnen plau

sible Gründe für die Nichtteilnahme ge

nannt werden. Viele Gesundheits- und Ju

gendämter regeln individuell, nach welchen 

Kriterien Weiterleitungen erfolgen sollen.  

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Das Jugendamt wiederum hat die gesetzli

che Pflicht, aufgrund der übermittelten Da

ten unverzüglich zu prüfen, ob bei der Fa

milie ein Hilfebedarf besteht und sodann 

die notwendigen und geeigneten Maßnah

men zur frühen Förderung und zum Schutz 

von Kindern zur Verfügung zu stellen (vgl. 

§ 9 Abs. 2 LKindSchuG).  

-

-

-

-

Auf der letzten Stufe des Verfahrens er
hielten die Jugendämter im Jahr 2022 
2.569 Meldungen der Gesundheitsäm
ter. Dies entspricht einem Anteil von 
0,9 % an allen versendeten Einladungen. 
Die Gesamtzahl der Meldungen an die 
Jugendämter ist damit nach einem deut
lichen Anstieg im Vorjahr wieder gesun
ken (minus 9,1 %).  

-

-

-
-

Im Jahr 2022 lösten insgesamt 38.600 der 

versendeten 265.998 Einladungen zu den 

Früherkennungsuntersuchungen eine Un

terrichtung der Gesundheitsämter aus. 

Eine Meldung der Gesundheitsämter an die 

Jugendämter war noch bei 1 % aller Einla

dungen notwendig.  

-

-

Die rheinland-pfälzischen Jugendämter11

11 Im Jahr 2022 konnte ein Jugendamt nicht an der Erhe
bung teilnehmen. Die Angaben beziehen sich demnach 

auf die Daten von 40 der 41 rheinland-pfälzischen Jugend
ämter.  

 

dokumentierten im Berichtsjahr 2022 2.569 

Fälle (Weiterleitungen) durch die Gesund

heitsämter. Damit ist die Zahl der Weiterlei

tungen im Vergleich zum Jahr 2021 um 

knapp 10 % gesunken. Der deutliche An

stieg aus dem Jahr 2021, der seitens der 

Fachkräfte in den Jugendämtern auf (Nach

hol-)Effekte der COVID-19-Pandemie zu

rückgeführt wurde (vgl. de Paz Martinez, 

Kühnel 2023: 21), setzt sich demnach nicht 

fort. Wertet man das Jahr 2021 als Ausrei

ser nach oben, lässt sich für den Zeitraum 

von 2016 bis 2022 ein kontinuierlicher An

stieg der Fallzahlen feststellen. 

-

-

-

-

-

-

-

  

                                                           
 

- -
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Abbildung 4: Entwicklung der Meldungen an die Jugendämter von 2010 bis 2022 (absolute Zahlen). 
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Ob eine Weiterleitung der Meldungen an 

das Jugendamt erfolgt, hängt in hohem 

Maße von der vorherigen Intervention des 

Gesundheitsamtes und vor allem vom Er

folg der persönlichen Kontaktaufnahme mit 

der Familie ab. Darüber hinaus gibt es 

vielerorts individuelle Vereinbarungen zum 

Verfahren zwischen Jugend- und Gesund

heitsämtern. Im interkommunalen Ver

gleich der Jugendämter zeigen sich vor die

sem Hintergrund für das Jahr 2022 – wie 

auch in den Vorjahren – deutliche Unter

schiede hinsichtlich der Anzahl der Meldun

gen.  

Der rheinland-pfälzische Eckwert beläuft 

sich im Jahr 2022 auf 10,8. D. h. auf 1.000 

Kinder unter sechs Jahren kamen knapp elf 

Weiterleitungen der Gesundheitsämter an 

die Jugendämter. Der Eckwert für die kreis

angehörigen Städte entspricht mit 11,1 in 

etwa dem Durchschnittswert für Rheinland-

Pfalz, wohingegen der Eckwert für die 

kreisfreien Städte mit 15,8 über, der Eck

wert für die Landkreise (9,0) leicht unter 

dem landesweiten Durchschnitt liegt. Dies 

ist vermutlich auch auf eine stärkere Aus

prägung soziostruktureller Belastungsfak

toren wie Langzeitarbeitslosigkeit und Ar

mut in den Stadtjugendamtsbezirken zu

rückzuführen (vgl. MFFJIV 2019; 

MFFKI 2022; Dittmann et. al 2021: 223 ff.), 

die in Zusammenhang mit einer geringeren 

Inanspruchnahme der Früherkennungsun

tersuchungen stehen (vgl. Kamtsiuris u. a. 

2007; Robert Koch-Institut 2014; 2015; 

2018). Gleichzeitig sind die Unterschiede in 

der Anzahl der Unterrichtungen der Ju

gendämter nicht allein auf soziostrukturelle 

Unterschiede zurückzuführen. So lassen 
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sich neben den benannten Stadt-Land-Dif

ferenzen auch innerhalb der Gruppe der 

Städte und Landkreise große Spannbreiten 

an Meldungen je 1.000 Kinder unter sechs 

Jahren feststellen. 

-

Als häufigster Grund für die Weiterleitung 

der Meldungen dokumentierten die Ju

gendämter im Jahr 2022 die Nicht-Wahr

nehmung der Früherkennungsuntersu

chung (2.542 Fälle; Mehrfachnennungen 

möglich). In 332 Fällen konnte durch die 

Gesundheitsämter nicht festgestellt wer

den, ob die Früherkennungsuntersuchung 

erfolgt ist (keine Kontaktaufnahme möglich 

etc.). In sechs Fällen hatte die Familie ge

genüber dem Gesundheitsamt Hilfebedarf 

geäußert. Dies entspricht in etwa dem Er

gebnis der Vorjahre. 

-

-

-

-

-

-

Das Geschlechterverhältnis der Kinder 
erweist sich im Jahr 2022 als nahezu 
ausgewogen (50,9 % der Meldungen be
ziehen sich auf Jungen, 49,1 % auf Mäd
chen). 

-
-

Nachdem sich die Meldungen im Jahr 2021 

etwas häufiger auf Jungen (53,1 %) als auf 

Mädchen (46,9 %) bezogen hatten, zeigen 

sich für das Jahr 2022 keine geschlechts

spezifischen Unterschiede. Die Meldungen 

beziehen sich in etwa gleich häufig auf Jun

gen wie auf Mädchen.  

-

-

Kinder mit Migrationshintergrund 
(58,6 %) sind im Jahr 2022 bei den Mel
dungen im Vergleich zu ihrem Anteil an 
der Gesamtbevölkerung in Rheinland
Pfalz überrepräsentiert.  

-

-

Im Jahr 2022 beziehen sich 58,6 % der bei 

den Jugendämtern eingegangenen Weiter

leitungen auf junge Menschen mit Migrati

onshintergrund. Damit verbleibt der Wert 

auf dem hohen Niveau des Vorjahres 

(2021: 58,6 %; 2020: 54,0 %; 2019: 

53,3 %; 2018: 53,5 %). Mit 71,3 % über

durchschnittlich hoch fällt der Anteil in den 

kreisfreien Städten aus, gefolgt von den 

kreisangehörigen Städten (65,0 %). Die 

Landkreise weisen diesbezüglich mit 

49,6 % den niedrigsten Wert auf.  

-

-

-

Im Vergleich zum Anteil der Kinder mit Mig

rationshintergrund an der Gesamtbevölke

rung – dieser liegt 2022 bei rund 43 % (vgl. 

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

2023) – sind junge Menschen mit Migrati

onshintergrund bei den Unterrichtungen 

der Jugendämter deutlich überrepräsen

tiert.  

-

-

-

-

Besondere bzw. erhöhte Hilfebedarfe zei

gen sich bei Familien mit Migrationshinter

grund im Vergleich zu Familien ohne Mig

rationshintergrund jedoch nicht. Fachkräfte 

stellen bei Familien mit Migrationshinter

grund sogar etwas seltener (in 7,1 % der 

Fälle) einen Hilfebedarf fest, als bei Fami

lien ohne Migrationshintergrund (10,0 % 

der Fälle).  

-

-

-

-

-

Vielmehr ist die Überrepräsentanz der Mig

rationsfamilien bei den Weiterleitungen 

über nicht erfolgte Früherkennungsunter

suchungen an die Jugendämter durch die 

Gesundheitsämter auf Informations- und 

Aufklärungsmängel, sprachliche Hürden 

sowie Schwierigkeiten in der Erreichbarkeit 

-

-
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zurückzuführen ist. Auch kann die fehlende 

Orientierung der Angebote an Zielgruppen 

mit einem niedrigen sozioökonomischen 

Status (vgl. hierzu z. B. BMFSFJ 2009 (13. 

Kinder- und Jugendbericht), Beauftragte 

der Bundesregierung für Migration, Flücht

linge und Integration 2016) zu einer gerin

geren Inanspruchnahmequote führen.  

-

-

In der „Arbeitshilfe zur Kooperation zwi

schen Gesundheitsamt und Jugendamt im 

Rahmen des Landesgesetzes zum Schutz 

von Kindeswohl und Kindergesundheit“ 

(vgl. LSJV 2013; 2019) wurden erstmals 

2013 und ebenso in der aktualisierten 

2. Fassung von 2019 verschiedene Strate

gien vorgestellt, wie die Ansprache von Fa

milien mit Migrationshintergrund gelingen 

und die Bedeutung der Früherkennungsun

tersuchungen vermittelt werden kann (vgl. 

LSJV 2013, S. 19f.; 2019, S. 19). Auch im 

Hinblick auf geflüchtete Kinder wurde 

2015/2016 das Vorgehen zum Einladungs

und Erinnerungswesen in Aufnahmeein

richtungen (AfA) und Kommunen optimiert 

und an die neuen Erfordernisse angepasst. 

Für Asylbegehrende stellen Informationen 

über Früherkennungsuntersuchungen und 

Impfungen wichtiges Basiswissen zum Ge

sundheitswesen in Deutschland dar. Medi

zinisch gebotene Früherkennungsuntersu

chungen gehören zu dem Leistungskatalog 

gem. § 4 AsylbLG. 

-

-

-

-

- 

-

-

-

-

Um dem anhaltenden Informations- und 

Aufklärungsbedarf zu den Früherken

nungsuntersuchungen für Familien mit Mig

rationshintergrund entgegen zu wirken gilt 

-

-

es, die bisher erfolgten Bemühungen fort

zusetzen. 

-

Gut jede vierte gemeldete Familie 
(25,1 %) war den Jugendämtern im Jahr 
2022 aus formlosen Beratungen und Be
treuungen und/oder den Hilfen zur Erzie
hung bereits bekannt. 

-
-

Im Jahr 2022 bezogen sich 25,1 % der Mel

dungen der Gesundheitsämter an die Ju

gendämter auf Familien, die dem Jugend

amt aus einem früheren (19,4 %) und/oder 

aktuell laufenden (14,3 %) Beratungs- bzw. 

Hilfebezug bereits bekannt waren. Dieser 

Befund erweist sich im Rahmen des Moni

torings seit 2014 mit leichten Schwankun

gen insgesamt als stabil und verweist auf 

einen konstanten Anteil an Familien, die so

wohl hinsichtlich gesundheitlicher als auch 

jugendhilferelevanter Aspekte Unterstüt

zungsbedarfe aufweist.  

-

-

-

-

-

-

-

Bei 136 Familien war aus Sicht der Fach
kräfte ein (weiterer) Hilfebedarf erkenn
bar. Das entspricht 8,5 % der Meldungen 
an die Jugendämter.  

-
-

Die Jugendämter prüfen aufgrund der 

ihnen übermittelten Daten unverzüglich, ob 

ein Hilfebedarf vorliegt und stellen die not

wendigen und geeigneten Maßnahmen zur 

frühen Förderung und zum Schutz von Kin

dern zur Verfügung (§ 9 Abs. 2 Landeskin

derschutzgesetz). Für die fachliche Ein

schätzung eines möglichen Hilfebedarfs ist 

eine persönliche Kontaktaufnahme erfor

derlich, die in 57,6 % der Familien auch ge

lingt. In gut jedem fünften Fall (21,0 %) er

folgte die Kontaktaufnahme in Form eines 

-

-

-

-

-

-

-
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Hausbesuches. Damit liegt der Anteil der 

Hausbesuche im Jahr 2022 nach wie vor 

unter dem Niveau vor Ausbruch der CO

VID-19-Pandemie (2019: 32,7 %). In 5,5 % 

der Fälle (140 Familien) war eine zusätzli

che Kontaktaufnahme nicht notwendig, da 

eine Einschätzung im Rahmen eines beste

henden Hilfekontaktes vorgenommen wer

den konnte. Bei 940 Familien (36,9 %) ge

lang die Kontaktaufnahme nicht.  

-

-

-

-

-

Ein (weiterer) Hilfebedarf war aus Sicht der 

Fachkräfte bei 136 Familien (8,5 %) er

kennbar. 46 dieser 136 Familien waren 

dem Jugendamt bisher nicht aus laufenden 

oder abgeschlossenen Hilfen bekannt. Für 

diese Familien entstand über das Einla

dungs- und Erinnerungswesen erstmals ein 

Kontakt zum Jugendamt und damit ein Zu

gang zu Frühen Hilfen und früher Förde

rung. 

-

-

-

-

Bei den durch die Jugendämter eingeleite

ten oder weitergeführten Hilfen handelt es 

sich am häufigsten um Beratungen 

(56,7 %; 72 Familien), gefolgt von ambu

lanten Hilfen zur Erziehung (29,9 %; 38 Fa

milien). Stationäre Hilfen zur Erziehung so

wie Angebote der Elternbildung wurden in 

jeweils elf Familien (8,7 %) veranlasst. Eine 

teilstationäre Hilfe wurde im Jahr 2022 in ei

nem der Fälle eingeleitet.  

-

-

-

-

-

Eine Gefährdung des Kindeswohls 
wurde durch die Fachkräfte der Jugend
ämter im Jahr 2022 im Kontext des Ein
ladungs- und Erinnerungswesens in 
1,4 % der Meldungen (22 Fälle) festge
stellt.  

-
-

-

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil fest

gestellter Kindeswohlgefährdungen leicht 

gestiegen (2022: 1,4 %; 2021: 1,2 %).  

-

Bei der Art der Kindeswohlgefährdung han

delte es sich im Jahr 2022 am häufigsten 

um Vernachlässigung (17 Fälle) (Mehrfach

nennungen möglich). Dies entspricht auch 

den bundes- sowie landesweiten Ergebnis

sen der Statistik zu den Gefährdungsein

schätzungen im Kontext von § 8a SGB VIII, 

wonach in den meisten Fällen von Kindes

wohlgefährdung Anzeichen von Vernach

lässigung festgestellt werden (vgl. für 

Rheinland-Pfalz: de Paz Martínez/Kühnel 

2024, für Deutschland: Statistisches Bun

desamt 2023). In vier Fällen wurde eine 

seelische Misshandlung, in drei Fällen eine 

körperliche Misshandlung dokumentiert. 

Sexuellen Missbrauch haben die Fach

kräfte in keinem der Fälle festgestellt.  

-

-

-

-

-

-

-

-

Ein Großteil der Familien (18 von 22), in de

nen im Rahmen des Einladungs- und Erin

nerungswesens 2022 eine Kindeswohlge

fährdung festgestellt wurde, war den Ju

gendämtern bereits bekannt. Zwei Kinder 

wurden durch das Jugendamt in der Ver

gangenheit in Obhut genommen. 

-

-

-

-

-

In zwölf Fällen mit festgestellter Kindes

wohlgefährdung war im Jahr 2022 zur Ab

wendung der Gefährdung das Tätigwerden 

des Familiengerichts notwendig. Waren die 

Eltern oder Erziehungsberechtigten fähig 

bzw. bereit, an der Abwendung der Gefähr

dung mitzuwirken, erhielten sie am häufigs

ten eine ambulante (sechs Fälle) oder eine 

stationäre Hilfe zur Erziehung (sieben 

-

-

-

-
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Fälle). In vier Fällen wurde eine Beratung 

eingeleitet.  

Insgesamt zeigt sich: Familien mit Hilfebe

darf oder Hinweisen auf eine Gefährdung 

des Kindeswohls im Einladungs- und Erin

nerungswesens sind den Jugendämtern 

häufig bereits bekannt, auch schon vor dem 

regelhaften Zugang über die Kindertages

betreuung. Die Kinder- und Jugendhilfe 

scheint demnach über geeignete Zugänge 

zu Familien mit Säuglingen und Kleinkin

dern zu verfügen – gerade auch zu Fami

lien, die sich in schwierigen Lebenslagen 

befinden.  

-

-

-

-

-

Damit es den Jugendämtern gelingt, ihrem 

gesetzlichen Schutzauftrag gerecht zu wer

den, bedarf es einer adäquaten personellen 

wie fachlich qualifizierten Ausstattung der 

Jugendämter, die diese in die Lage ver

setzt, auch im Nachgang der Meldungen im 

Rahmen des Einladungs- und Erinnerungs

wesens Hilfe- und Beratungsprozesse zu 

initiieren, engmaschig zu begleiten und die 

Eignung eingeleiteter Hilfen kontinuierlich 

zu überprüfen.  

-

-

-

2.3 Aufbau lokaler Netzwerke 
und Gewährleistung notwendi
ger niedrigschwelliger Ange
bote zur Förderung des Kindes
wohls (Netzwerkbogen) 

-
-
-

Leistungsbereichsübergreifende Netz

werkstrukturen sind zur Ausgestaltung ei

nes aktiven Kinderschutzes und bedarfsge

rechter Früher Hilfen zentral. Der Auf- und 

-

-

-

Ausbau der lokalen Netzwerke Kinder

schutz und Frühe Hilfen stellt daher die 

zweite zentrale Säule des Landeskinder

schutzgesetzes zur Förderung von Kindes

wohl und Kindergesundheit dar. Die lokalen 

Netzwerke sollen alle relevanten Akteurin

nen und Akteure im Bereich Kinderschutz 

einbinden und ihre Zusammenarbeit för

dern.  

-

-

-

-

-

Der Ausbau Früher Hilfen, d. h. qualifizier

ter und bedarfsgerechter Angebote zur 

frühzeitigen Förderung von Erziehungs- 

und Beziehungskompetenz, wird im Lan

deskinderschutzgesetz explizit als eine 

Aufgabe der öffentlichen Jugendhilfe ver

ankert (§ 2 LKindSchuG), die im Zusam

menwirken insbesondere mit Einrichtungen 

und Diensten der Gesundheitshilfe reali

siert werden soll. 

-

-

-

-

-

Die Ziele der lokalen Netzwerke Kinder

schutz werden in § 3 Abs. 4 des Landeskin

derschutzgesetzes festgehalten: 

-

-

1. Geeignete Rahmenbedingungen zur frü

hen Förderung und für die wirksame Um

setzung des Schutzauftrages nach dem 

Kinder- und Jugendhilfegesetz schaffen, 

2. die Transparenz über die Hilfemöglich

keiten für Schwangere, werdende Väter, El

tern und Kinder erhöhen, 

3. Erkenntnisse für die bedarfsgerechte 

Weiterentwicklung der örtlichen Hilfestruk

turen gewinnen, 

4. Angebote zur Förderung von Kindeswohl 

und Kindergesundheit entsprechend be

darfsgerecht weiterentwickeln. 

-

-

-

-

-

-
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Seit der Novellierung des Landeskinder

schutzgesetzes im Dezember 2020 um

fasst die Arbeit der Netzwerke zudem Maß

nahmen zur Verbesserung der Lebenssitu

ation von Kindern und Jugendlichen aus 

Familien mit einem psychisch oder suchter

krankten Elternteil. 

-

-

-

-

-

Die lokalen Netzwerke in Rheinland-
Pfalz sind fester Bestandteil der sozia
len Infrastruktur und reagieren dyna
misch auf sich verändernde gesell
schaftliche und soziale Bedarfe. 

-
-
-

Die mit dem Inkrafttreten des Landeskin

derschutzgesetzes im Jahr 2008 kontinu

ierlich aufgebauten Strukturen der lokalen 

Netzwerke zum Schutz von Kindeswohl 

und Kindergesundheit sind mittlerweile 

zum festen Bestandteil der sozialen Infra

struktur im Kontext von Kinderschutz und 

Frühen Hilfen geworden. Gleichzeitig er

weisen sich die Netzwerke als agil und be

weglich, und werden kontinuierlich weiter

entwickelt, um aktuelle Themen aufzugrei

fen und zu bearbeiten (z. B. unterschiedli

che starke Flucht- und Migrationsbewegun

gen, COVID-19-Pandemie und ihre Folgen, 

Veränderungen gesetzlicher Rahmenbe

dingungen (KiTaG, KJSG) sowie themati

scher Schwerpunktlegungen wie Kinder 

psychisch und suchterkrankter Eltern seit 

2020).  

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

In 26 Kommunen sind die lokalen Netz

werke stadt-/landkreisweit strukturiert; 

15 Kommunen weisen gemeinsame Netz

werke mit Nachbarkommunen – also stadt- 

bzw. landkreisübergreifende Netzwerke – 

-

-

auf. 40 Jugendämter arbeiten zudem in the

menspezifischen Arbeitsgruppen, 31 ha

ben zielgruppenspezifische Arbeitsgruppen 

eingerichtet. Arbeitskreise in Verbandsge

meinden bzw. größeren Sozialräumen (19) 

wurden 2022 in etwa der Hälfte der Jugend

ämter organisiert, 15 Netzwerke verfügen 

über stadtteilbezogene Organisationsfor

men wie Arbeitskreise oder Runde Tische. 

-

-

-

-

-

Nach zwei Jahren Arbeit unter pandemi
schen Bedingungen ist im Jahr 2022 in 
der lokalen Netzwerkarbeit eine deutli
che Verbesserung der Situation spür
bar.  

-

-
-

Während sich im Jahr 2021 bereits zeigte, 

dass die Schwierigkeiten und Probleme bei 

der Umsetzung der Netzwerkarbeit durch 

die COVID-19-Pandemie langsam abnah

men und sich eine schrittweise Rückkehr 

zur Normalität abzeichnete, hat sich die Si

tuation im Jahr 2022 weiter verbessert. So 

berichten im Jahr 2022 nur noch zwölf Ju

gendämter von pandemie-bedingten Prob

lemen bei der Umsetzung der lokalen Netz

werkarbeit. Im Vorjahr traf dies deutlich 

häufiger – auf 22 Jugendämter – zu.  

-

-

-

-

-

Dabei zeichnet sich ab, dass die in den 

zwei Pandemie-Jahren neu entwickelten 

Arbeits- und Kommunikationsstrukturen an 

geeigneten Stellen fortgesetzt und gleich

zeitig vielerorts wieder verstärkt analoge 

Angebote umgesetzt werden konnten. Die 

während der Pandemie aufgebaute digitale 

Infrastruktur wird dabei weiterhin bei der 

Organisation zentraler Arbeitsformate der 

-
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Gestaltung im Netzwerk, wie z. B. Konfe

renzen, Arbeitsgruppen und -kreise (ergän

zend) genutzt. 

-

-

Auch die Herausforderungen bei der Ein

bindung bestimmter Berufsgruppen haben 

sich im Jahr 2022 vielerorts reduziert. Hier 

hat sich die Zahl der Jugendämter, die dies

bezüglich von Schwierigkeiten berichten im 

Jahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr von 16 

auf 8 Jugendämter halbiert. Nach wie vor 

ist es dabei insbesondere die Kooperation 

mit den Gesundheitsämtern und die Einbin

dung von Akteurinnen und Akteuren aus 

dem medizinischen Bereich, die die Netz

werke vor Herausforderungen stellt.   

-

-

-

-

Im Jahr 2022 konnten die Netzwerkkon
ferenzen nach zwei Jahren COVID-19-
Pandemie vielerorts wieder in Präsenz 
durchgeführt werden. Bewährte digitale 
Formate wurde in gut einem Drittel der 
Jugendämter fortgeführt.  

-

Im Jahr 2022 wurde in 36 Jugendamtsbe

zirken mindestens eine Netzwerkkonferenz 

organisiert und umgesetzt. In 33 Jugend

amtsbezirken fand eine Netzwerkkonferenz 

statt, ein Netzwerk richtete drei Konferen

zen aus, zwei weitere Jugendamtsbezirke 

veranstalteten mehrere kleine Konferenzen 

(zwischen 8 und 15 Konferenzen). Gut ein 

Drittel (34,7 %; 21) der Netzwerkkonferen

zen wurden im Jahr 2022 als Online-Veran

staltung organisiert und digital oder auch 

hybrid durchgeführt. Im Vorjahr lag der ent

sprechende Anteil mit 62,2 % deutlich dar

über. 

-

-

-

-

-

-

-

Über die durchgeführten Netzwerkkonfe

renzen konnten im Jahr 2022 durchschnitt

lich knapp 100 Teilnehmende aus Jugend- 

und Gesundheitshilfe sowie anderen Hand

lungsfeldern erreicht werden. Damit ist der 

Durchschnittswert nach einem Rückgang in 

den pandemiegeprägten Jahren 2020 und 

2021 erstmals wieder gestiegen (2021: 81 

Personen; 2020: 93 Personen; 2019: 124 

Personen; 2018: 132 Personen). 

-

-

-

Die Ergebnisse der Netzwerkarbeit fanden 

im Jahr 2022 in 17 Jugendämtern Eingang 

in fachpolitische Gremien und wurden ins

besondere in Jugendhilfeausschüssen auf

gegriffen. 

-

-

Ihren inhaltlichen Schwerpunkt legten 
die Netzwerke im Jahr 2022 neben den 
Frühen Hilfen vor allem auf spezielle 
Zielgruppen wie z. B. Kinder psychisch 
und suchterkrankter Eltern.  

Seit ihrer Implementierung arbeiten die lo

kalen Netzwerke kontinuierlich an ihren 

Themen, legen Schwerpunkte und passen 

ihre Arbeit an aktuelle Herausforderungen 

und Probleme vor Ort an. Dabei bearbeiten 

sie eine wachsende Anzahl an Themen und 

differenzieren sich immer weiter aus. Ein in

haltlicher Schwerpunkt der Arbeit der Netz

werkkonferenzen und sonstigen Arbeitszu

sammenhänge liegt entsprechend immer 

auch auf der Auseinandersetzung mit den 

eigenen Zielen und Aufgaben für die wei

tere Netzwerkarbeit. Im Jahr 2022 gaben 

33 Netzwerke an, hierzu gearbeitet zu ha

ben.  

-

-

-

-

-

-
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Neben den Frühen Hilfen (35 Netzwerke), 

die dauerhaft im Fokus der Netzwerke ste

hen, fällt im Jahr 2022 eine wachsende An

zahl an Netzwerken auf, die spezielle Ziel

gruppen, wie z. B. Kinder psychisch und 

suchterkrankter Eltern in den Blick nimmt. 

Im Jahr 2022 gaben 36 Netzwerke diesen 

inhaltlichen Schwerpunkt an, im Vorjahr lag 

die entsprechende Anzahl noch bei 28 

Netzwerken. 

-

-

-

Häufiger als im Vorjahr stand im Jahr 2022 

neben der jugendamtsinternen Aufgaben

klärung, Organisation und Umsetzung von 

Angeboten (2022: 30 Netzwerke; 2021: 26 

Netzwerke) auch die Gestaltung der 

Schnittstelle zwischen dem Jugendamt und 

weiteren Kooperationspartnerinnen und  

-partner wie z. B. dem Familiengericht oder 

der Polizei im Fokus (2022: 23 Netzwerke; 

2021: 16 Netzwerke). Die Schnittstelle zwi

schen Jugendamt und Gesundheitshilfe 

wurde im Jahr 2022 in 21 Netzwerken be

arbeitet. 26 Netzwerke beschäftigten sich 

2022 mit der Vorstellung regionaler Bera

tungs- und Unterstützungsangebote, 25 

Netzwerke mit Öffentlichkeitsarbeit. Das 

Thema Datenschutz ist im Jahr 2022 noch 

in vier Netzwerken Inhalt der Arbeit (2021: 

5 Netzwerke). Medizinische Fachbeiträge 

haben in der Arbeit im Jahr 2022 wieder an 

Bedeutung gewonnen (2022: 8 Netzwerke; 

2021: 5 Netzwerke). 

-

-

-

-

Darüber hinaus bearbeiteten 13 Netzwerke 

weitere „sonstige“ Themen. Die Jugendäm

ter nennen hier verschiedene spezifische 

-

Themen, wie z. B. Prävention und Interven

tion sexualisierter Gewalt, Familienbildung, 

seelische Gesunderhaltung in der sozialpä

dagogischen Arbeit, Biografie-Arbeit oder 

Partizipation und Resilienz. Darüber hinaus 

wurden Veränderungen gesetzlicher Rah

menbedingungen, wie das KiTa-Gesetz in 

Rheinland-Pfalz (vgl. MIB 2021) oder das 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (vgl. 

BMFSFJ 2021) in den Blick genommen.  

-

-

-

Die Netzwerke haben im Jahr 2022 ihr 
Angebotsportfolio insbesondere um 
zielgruppenspezifische Angebote für 
Kinder psychisch und/oder suchter
krankter Eltern erweitert und kehren 
nach der COVID-19-Pandemie verstärkt 
zu analogen Angeboten zurück.  

-

Im Berichtsjahr 2022 wurden in gut jedem 

vierten Jugendamtsbezirk (26,8 %; 11) 

neue Arbeitsgruppen bzw. -kreise gebildet.  

Sämtliche Netzwerke (100 %; 41) hielten 

im Jahr 2022 Informationsmaterialien für 

die Themen Kinderschutz und Frühe Hilfen 

für Eltern, junge Menschen und/oder Fach

kräfte vor. Davon haben drei ein solches 

Angebot im Jahr 2022 neu geschaffen, wei

tere drei haben ihr diesbezügliches Ange

bot im Jahr 2022 ausgebaut (vgl. Abbildung 

5). Auch Materialen, die einen Überblick 

über familienunterstützende Leistungen 

geben (wie z. B. Flyer, Datenbanken, Bera

tungsführer, FamilienApps) haben fünf 

Netzwerke im Jahr 2022 neu erarbeitet, so

dass 2022 40 von 41 Jugendämtern ein sol

ches Angebot vorhalten.  

-

-

-

-

-

-
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Ein deutlicher Ausbau hat im Jahr 2022 er

neut im Bereich der zielgruppenspezifi

schen Angebote bzw. Dienstleistungen für 

Kinder psychisch oder suchterkrankter El

tern stattgefunden. Hier geben mittlerweile 

20 Jugendämter an, diese im Jahr 2022 be

reits vorzuhalten, weitere vier Jugendämter 

berichten von einem diesbezüglichen Aus

bau. In elf Jugendamtsbezirken wurden An

gebote für diese Zielgruppe im Jahr 2022 

zudem gänzlich neu geschaffen. Wie bei 

der Themensetzung der Netzwerke zeigt 

sich auch hier, dass an der Umsetzung der 

Schwerpunktlegung im Rahmen der Novel

lierung des Landeskinderschutzgesetzes 

aus dem Jahr 2020 intensiv weitergearbei

tet wurde. 

-

-

-

-

-

-

-

-

Auffallend ist darüber hinaus, dass insge

samt acht Jugendämter neue Fortbildungs

angebote für sozialpädagogische Fach

kräfte geschaffen haben. Im Jahr 2021 traf 

dies nur auf drei Netzwerke zu.  

-

-

-

Digitale Angebote spielten im Jahr 2022 im 

Vergleich zum Vorjahr eine deutlich gerin

gere Rolle: Während im Jahr 2021 Ange

bote in fast allen Jugendämtern 

(90,2 %; 37) auch digital umgesetzt wur

den, trifft dies im Jahr 2022 nur noch auf 

61,0 % der Jugendämter zu. Damit werden 

viele Angebote zwar nach wie vor (auch) di

gital vorgehalten, gleichzeitig ist jedoch– 

zwei Jahre nach Ausbruch der COVID-19-

Pandemie – eine Rückkehr zu analogen 

Angeboten erkennbar. Dies gilt sowohl für 

Angebote an die Familien, als auch für An

gebote an die Netzwerkpartnerinnen und  

-partner die von 17 bzw. 20 Jugendämtern 

im Jahr 2022 (zusätzlich) digital vorgehal

ten werden, während die entsprechenden 

Anzahlen im Jahr 2021 noch bei 29 bzw. 35 

Ämtern lagen (Mehrfachnennungen mög

lich).  

-

-

-

-

-

-

-
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Abbildung 5: Welche Angebote bzw. Dienstleistungen bestanden in Ihrem Jugendamtsbezirk im Be
richtsjahr 2022 im Zusammenhang mit dem Landeskinderschutzgesetz und welche wurden ausgebaut 
bzw. neu geschaffen? (absolute Zahlen 2022, n=41).  

-

 

 

-
-

-
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Im Jahr 2022 neu geschaffen Nicht vorhanden

Besondere Highlights im Rahmen der 
Netzwerkarbeit lagen im Jahr 2022 in der 
Rückkehr zu Netzwerkkonferenzen in 
Präsenz und in der Umsetzung von An
geboten im Themenfeld Kinder psy
chisch und suchterkrankter Eltern.  

21 Jugendämter haben im Jahr 2022 Anga

ben zu einem besonderen Highlight in ihrer 

Netzwerkarbeit gemacht.  

Die beschriebenen Highlights beziehen 

sich dabei am häufigsten auf eine erfolgrei

che Durchführung der Netzwerkkonferen

zen, die im Jahr 2022 vielerorts wieder in 

Präsenz stattfinden konnten, mit großem 

Interesse besucht wurden und einen inten

siven Austausch ermöglichten. Auch die 

Umsetzung themenspezifischer sowie in

terdisziplinärer Fachveranstaltungen12

12 Fachtag Familienbildung zum Thema demografischer 
Wandel in Kooperation mit dem Beauftragten des Mitei
nanders der Generationen und der Leitstelle gut Altern in 
Mainz-Bingen (LK Mainz-Bingen); Kreisweiter Fachtag mit 
drei Referent:innen zu den Themen „Geht es hier mit rech

ten Dingen zu= Jugendhilferechtliche Interventionen“, „Lo
cked In – Zur Situation von Kindern und Jugendlichen in 
der Corona-Pandemie“ und „Biografie Arbeit – mehr als 
nur ein Stammbaum“ (LK Altenkirchen) 

, die 
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Erarbeitung von Informationsmaterial13

13 Entwicklung einer Postkarte zum Beratungsführer „Will
kommen im Leben“ (LK Westerwaldkreis); Veröffentlichung 
einer Angebotsübersicht „Elternjoker“ im Bereich Frühe 
Hilfen (LK Rhein-Hunsrück-Kreis). 

 und 

Umsetzung von Öffentlichkeitskampag

nen14

14 Aufbau eines Infospots Kindesmissbrauch auf einem 
zentral gelegenen Platz in der Innenstadt gemeinsam mit 
dem Jugendamt Mayen-Koblenz, der Polizei und dem Kin
derschutzdienst (Stadt Koblenz); Durchführung eines Fa
milienfestest am Tag der Familie anlässlich des 10-Jähri
gen bestehendes der Frühen Hilfen und des Hauses der 
Familie K.E.K.S (Stadt Speyer); Öffentlichkeitswirksam Eh
rung mit Pressegespräch von fünf engagierten Familien, 
Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die in 10 Jahren 
Frühe Hilfen ca. 200 Babyfamilien begleitet haben (Stadt 
Frankenthal). 

 für den Bereich der Frühen Hilfen und 

die Vorbereitung und Umsetzung von An

geboten15

15 Beschluss des Kreistags zur Umsetzung eines Kinder
schutzdienst-Angebotes für den Landkreis ab 2023 (LK 
Bernkastel-Wittlich) 

 und Projekten16

16 Umsetzung des Theaterstücks „Kindesmissbrauch ins 
Gespräch bringen: Trau dich!" (LK Mainz-Bingen)  

 im Bereich des 

Kinderschutzes wurden positiv hervorgeho

ben. 

-

-

-

Wie im Vorjahr so beziehen sich auch im 

Jahr 2022 viele Highlights auf die Schaf

fung von Angeboten und/oder den Auf- und 

Ausbau von Kooperationen im Themenfeld 

Kinder psychisch und/oder suchterkrankter 

Eltern. So konnten neben konkreten (Grup

pen-)Angeboten für die Zielgruppe17

17 Standortgruppe für Kinder psychisch und suchterkrank
ter Eltern wurde wieder ins Leben gerufen (LK Bad Kreuz
nach); Angebot der Caritas für Kinder von psychisch-
/suchtbelasteten Eltern wurde sehr gut angenommen (LK 
Südliche Weinstraße); Umsetzung eines tiergestützten 
Projektes für die Zielgruppe Kinder psychisch und suchter
krankter Eltern (Stadt Kaiserslautern); Organisation und 
Umsetzung einer kostenfreien Freizeit für Kinder psychisch 
und suchterkrankter Eltern mit einem Musikprojekt (LK 
Südwestpfalz).  

 auch 

themenspezifische Fortbildungen18

18 Umsetzung eines kostenfreien Fortbildungsangebotes 
für pädagogische Fachkräfte zur Thematik „Kinder psy
chisch kranker Eltern“ (LK Südwestpfalz). 

 und An

gebote der Öffentlichkeitsarbeit19

19 Plakatkampagne „Wir sind da“, bestehend aus sieben 
Plakatmotiven, welche bildlich darstellen, was es für Kin
der bedeutet, mit suchtkranken und psychisch erkrankten 
Eltern zu leben (Stadt Kaiserslautern) 

 erfolg

reich umgesetzt werden.  

-

-

-

-

Insgesamt bewerten die Jugendämter die 

Arbeit der Netzwerke fortwährend als (sehr) 

gut. Das gilt sowohl für den Informations

fluss im Netzwerk, die Kenntnisse über die 

-

                                                           
 

-

-
-
-

-

-

Institutionen im Netzwerk (Angebote, Auf

gaben, Kompetenzen, Zugangswege), die 

Zusammenarbeit im Einzelfall, die Reaktion 

bei gewichtigen Anhaltspunkten für Kindes

wohlgefährdung als auch die konzeptio

nelle Entwicklung von Angeboten und Maß

nahmen.  

-

-

-

-

Die Netzwerke Frühe Hilfen und Kinder
schutz führen zahlreiche Akteurinnen 
und Akteure relevanter Bereiche zusam
men und zeichnen sind durch Multipro
fessionalität und -institutionalität aus. 
Die Zufriedenheit mit den Kooperatio
nen ist überwiegend hoch. 

-

-
-

-

Die große Vielfalt an Akteurinnen und Akt

euren aus unterschiedlichen Handlungsfel

dern, Einrichtungen und Diensten, die in 

den lokalen Netzwerken zusammengeführt 

werden, zeigt sich auch im Jahr 2022. 

Diese Vielfalt macht die Stärke der lokalen 

Netzwerke ebenso aus, wie deren Reakti

-

-

-

-
-

-

-

-
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onsfähigkeit auf lokale Bedarfslagen, Ziel

gruppen und Themen vor Ort. Die Netz

werke sind dabei beständig im Fluss; jähr

lich kommen einzelne Akteurinnen und Ak

teure hinzu, andere scheiden aus. 

-

-

-

-

Insbesondere die kontinuierliche Beteili

gung von Professionen und Institutionen 

aus dem Bereich der Gesundheitshilfe stellt 

eine der großen Herausforderungen der 

Netzwerkarbeit dar. Diese hat sich im Ver

lauf des Monitorings insgesamt zwar sehr 

positiv entwickelt, im Jahr 2022 zeigt sich 

hier jedoch bei einem Teil der Kooperati

onspartnerinnen und -partnern ein Rück

gang der Beteiligung.  

-

-

-

-

Während zu sozialpädiatrischen Zentren im 

Jahr 2021 noch in 37 Netzwerken Koopera

tionsbezüge bestanden, trifft dies im Jahr 

2022 nur noch auf 31 Netzwerke zu. Statt

dessen geben im Jahr 2022 sechs Netz

werke an, dass vor Ort kein sozialpädiatri

sches Zentrum vorhanden sei. Jeweils fünf 

Netzwerke weniger als im Vorjahr berichten 

von Kooperationen mit Kinderschutzambu

lanzen/-gruppen (15 Netzwerke), Ergothe

rapeutinnen und -therapeuten (15 Netz

werke), Krankenhaussozialdiensten (21 

Netzwerke), Suchtkliniken/Suchtambulan

zen (21 Netzwerke) und psychiatrischen 

bzw. psychotherapeutischen Praxen 

(26 Netzwerke). Leicht ausgebaut haben 

-

-

-

-

-

-

-

-

die Netzwerke hingegen ihre Kooperatio

nen zu Krankenkassen (2022: 18 Netz

werke; 2021: 15 Netzwerke) und zur Koor

dination der Gemeindepsychiatrie (2022: 

28 Netzwerke; 2021: 26 Netzwerke). Die

ses Ergebnis zeigt einmal mehr, dass die 

Kooperation mit dem Gesundheitswesen 

im Netzwerk eine „Daueraufgabe“ darstellt. 

-

-

-

-

Hinsichtlich der Zufriedenheit mit den ver

schiedenen Kooperationen im Bereich des 

Gesundheitswesens zeigen sich die be

fragten Fachkräfte aus den Jugendämtern 

mit den Kooperationsbeziehungen zu Fa

milienhebammen mit einem Durchschnitt 

von 1,46 am zufriedensten. Ähnlich hoch – 

sofern vor Ort vorhanden – fällt der Zufrie

denheitswert für die Kooperation mit Kin

derschutzambulanzen/-gruppen aus (1,67). 

Hier ist die Zufriedenheit im Vergleich zum 

Vorjahr leicht gestiegen. Eher unzufrieden 

zeigten sich die Befragten im Jahr 2022 wie 

auch im Vorjahr mit der Kooperation zu 

psychiatrischen bzw. psychotherapeuti

schen (2,96), hausärztlichen (3,22) sowie 

gynäkologischen Praxen (3,26). Die Ko

operationsbeziehungen zu niedergelasse

nen Ärztinnen und Ärzten bzw. Therapeu

tinnen und Therapeuten sind somit vieler

orts sowohl quantitativ als auch qualitativ 

noch ausbaufähig. 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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Abbildung 6: Welche Akteurinnen und Akteure gehörten im Jahr 2022 dem Netzwerk an? Bereich Ge
sundheitswesen (absolute Zahlen und durchschnittliche Zufriedenheit als Mittelwert von 1=sehr zufrie
den bis 5=sehr unzufrieden, 2022, n=41).  

-
-
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Innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe zeigt 

sich der Aufbau neuer Strukturen im Be

reich der Kindertageseinrichtungen durch 

die Umsetzung des Sozialraumbudgets. 

Gem. § 25 Abs. 5 KiTaG stellt das Land seit 

Juni 2021 jährlich zusätzlich Mittel zur Ver

fügung20

20 Im Jahr 2021 betrug das Sozialraumbudget 50 Millionen 
Euro und wächst seither jährlich um 2,5 Prozent (vgl. MIB 
2020). 

 um Kindertageseinrichtungen ent

sprechend der Herausforderungen, die sich 

aus dem jeweiligen Sozialraum einer Kita 

ergeben, zu unterstützen (vgl. MIB 2020). 

Die meisten Mittel des Sozialraumbudgets 

fließen dabei in die Finanzierung von Kita-

Sozialarbeit. Im Jahr 2022 geben so auch 

38 Netzwerke an, mit der Kita-Sozialarbeit 

zu kooperieren. Im Jahr 2021 war in neun 

Netzwerken vor Ort noch keine Kita-Sozial

arbeit vorhanden, 2022 trifft dies nur noch 

auf zwei Netzwerke zu. Darüber hinaus ha

ben sich Koordinierungsstellen für das So

zialraumbudget nach dem KiTaG im Feld 

etabliert. Im Jahr 2022 kooperieren 

-

-

-

-

-

-

                                                           
 

34 Netzwerke mit diesen Stellen, 2021 wa

ren dies 27 Netzwerke.  

-

Ausweiten konnten die Netzwerke zudem 

ihre Kooperation mit der Jugendhilfepla

nung. Diese ist im Jahr 2022 in sämtlichen 

lokalen Netzwerken vertreten. Letzteres gilt 

auch für Angebote und Dienste der Hilfen 

zur Erziehung, die Schulsozialarbeit und 

die Fachberatung für Kindertageseinrich

tungen.  

-

-

Hinsichtlich der Zufriedenheit mit den Ko

operationsbeziehungen im Bereich der Kin

der- und Jugendhilfe zeigten sich die Be

fragten insgesamt deutlich zufriedener als 

im Bereich des Gesundheitswesens. Be

sonders hoch ist die Zufriedenheit bezüg

lich der Kooperation mit Koordinierungs

stellen „Familienbildung im Netzwerk“ 

(Durchschnitt 1,22). Diese ist im Vergleich 

zum Vorjahr sogar noch weiter gestiegen 

(2021: 1,39). 

-

-

-

-

-

-
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Abbildung 7: Welche Akteurinnen und Akteure gehörten im Jahr 2022 dem Netzwerk an? Bereich Kin
der- und Jugendhilfe (absolute Zahlen und durchschnittliche Zufriedenheit als Mittelwert von 1=sehr 
zufrieden bis 5=sehr unzufrieden, 2022, n=41).  

-
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Im Bereich der Beratungsstellen zeigt sich, 

dass im Jahr 2022 Vertreterinnen und Ver

treter der Erziehungs- bzw. Ehe-, Familien- 

und Lebensberatung in sämtlichen Netz

werken vertreten sind. Auch die Schwange

ren- (40) und Suchtberatungsstellen (38) 

sind in fast alle Netzwerke involviert. Wie im 

Vorjahr bestehen im Jahr 2022 zur Schuld

nerberatung in gut der Hälfte der Jugend

amtsbezirke (21) Kooperationsbeziehun

gen.  

Die Befragten zeigen sich im Bereich der 

Beratungsstellen insbesondere mit den Ko

operationen zu Erziehungs- bzw. Ehe-, Fa

milien- und Lebensberatungsstellen (1,56) 

und Kinderschutzdiensten (1,61) sehr zu

frieden.



 

36 
 

Abbildung 8: Welche Akteurinnen und Akteure gehörten im Jahr 2022 dem Netzwerk an? Bereich Be
ratungsstellen (absolute Zahlen und durchschnittliche Zufriedenheit als Mittelwert von 1=sehr zufrieden 
bis 5=sehr unzufrieden, 2022, n=41). 

-
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Mit Blick auf „sonstige Bereiche“ sind Poli

zei und Schulen mit jeweils 40 Netzwerken 

im Jahr 2022 am häufigsten vertreten. Et

was seltener als noch im Vorjahr berichten 

die lokalen Netzwerke von Kooperations

bezügen zu Ordnungsbehörden (2022: 

25 Netzwerke; 2021: 31 Netzwerke). Auch 

die Staatsanwaltschaft (22 Netzwerke) ist 

im Jahr 2022 seltener in den Netzwerken 

vertreten (2021: 26 Netzwerke). Die Ko

operation mit Frauenunterstützungseinrich

tungen konnte im Jahr 2022 hingegen leicht 

ausgebaut werden (2022: 36 Netzwerke; 

2021: 33 Netzwerke). Die vor dem Hinter

grund des im Juni 2021 in Kraft getretenen 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

(KJSG) gestärkten Selbstvertretungsstruk

turen21

21 Gemäß § 4a SGB VIII sollen Jugendämter auf eine part
nerschaftliche Zusammenarbeit mit den Selbstvertretun
gen hinwirken (Abs. 2) und selbstorganisierte Zusammen
schlüsse anregen und fördern (Abs. 3). 

 von Eltern und jungen Menschen 

sind im Jahr 2022 nach wie vor in weniger 

als der Hälfte der Jugendamtsbezirke Teil 

des Netzwerks. Im Bereich der Selbstver

tretungen junger Menschen ist im Vergleich 

zum Vorjahr sogar ein leichter Rückgang 

erkennbar; sowohl was die Quantität der 

Einbindung anbelangt (2022: 11 Netz

werke; 2021: 15 Netzwerke), als auch die 

durchschnittliche Zufriedenheit mit beste

henden Kooperationsbeziehungen (2022: 

2,91; 2021: 2,60). 
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Abbildung 9: Welche Akteurinnen und Akteure gehörten im Jahr 2022 dem Netzwerk an? Sonstige 
Bereiche (absolute Zahlen und durchschnittliche Zufriedenheit als Mittelwert von 1=sehr zufrieden bis 
5=sehr unzufrieden, 2022, n=41). 
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Die im Rahmen des Landeskinder
schutzgesetzes zur Verfügung gestell
ten Fördermittel (§ 4 Abs. 2 LKind
SchuG) werden größtenteils (78,2 %) zur 
Finanzierung von Personalressourcen 
im Jugendamt genutzt.  

-
-
-

Wie in den Vorjahren so werden die zur 

Verfügung gestellten Mittel von den Ju

gendämtern auch im Jahr 2022 hauptsäch

lich für Personalmittel aufgewendet 

(78,2 %) und damit die für die Etablierung 

und fortlaufende Weiterentwicklung von 

-

-

Netzwerkstrukturen erforderliche perso

nelle Ressource geschaffen. Knapp 10 % 

der Mittel flossen im Jahr 2022 in die För

derung konkreter Projekte.  

-

-

In 36 Jugendämtern wurden Personalstel

len im Jugendamt im Umfang von insge

samt 19,15 Vollzeitäquivalenten aus Mitteln 

des Landeskinderschutzgesetzes finan

ziert. Die Personalressourcen wurden ins

besondere für die Netzwerkkoordination 

(18,73 Vollzeitäquivalente) eingesetzt.  

-

-

-

-

 
 

Abbildung 10: Wofür wurden die Gelder zur Umsetzung des LKindSchuG im Jahr 2022 eingesetzt? 
(Angaben in % der gesamten eingesetzten Mittel, 40 Jugendämter haben Angaben zu den Geldern 
gemacht, Mehrfachnennungen möglich) 
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-

-

Personalmittel im 
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Förderung konkreter 
Projekte; 9,7

Infrastrukturkosten für die 
Netzwerkarbeit; 2,8

Mittel für Personal bei freien 
Trägern; 4,3

Qualifizierungsmaßnahmen, 
Fortbildung; 1,5

Sonstiges; 3,4

Knapp ein Drittel der Netzwerke (31,7 %; 

13 Netzwerke) hat im Jahr 2022 über die 

Mittel aus dem Landeskinderschutzgesetz 

hinaus weitere Fördergelder anderer Pro

gramme für die Aktivitäten im Netzwerk ein

gesetzt. Damit konnten wichtige Vernet
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zungs- und Synergieeffekte erzeugt wer

den. Bei den eingesetzten weiteren Mitteln 

handelte es sich am häufigsten um Mittel 

aus der Bundesstiftung Frühe Hilfen (11 

Netzwerke), gefolgt von Familienbildung im 

Netzwerk (5 Netzwerke). Drei Netzwerke 

haben Innovationstitel genutzt, jeweils ein 

Netzwerk hat die Arbeit über zusätzliche 

kommunale Mittel und über gesammelte 

Spenden mitfinanziert. Neben der Aufsto

ckung von personellen Ressourcen im Ju

gendamt wurden die zusätzlichen Mittel 

vorrangig zur Förderung konkreter Projekte 

eingesetzt. 

-

-

-

Im Jahr 2022 haben viele Jugendämter 
ihre Planungen im Schwerpunkt Kinder 
psychisch und suchterkrankter Eltern 
vorerst abgeschlossen und investieren 
verstärkt in den Auf- und Ausbau von 
personellen Kapazitäten und Angeboten 
für die Zielgruppe. 

Seit dem Jahr 2020 liegt ein Schwerpunkt 

im präventiven Kinderschutz auf der 

Gruppe der Kinder mit einem psychisch 

und/oder suchterkrankten Elternteil. Zur 

Unterstützung dieser Kinder und zur Ver

besserung ihrer Lebenssituation werden 

seither jährlich zusätzliche Fördergelder in 

Höhe von 750.000 € durch das Land ge

währt. In diesem Zuge wurde das Monito

ring zum Landeskinderschutz im Jahr 2021 

-

-

-

                                                           
 

um Fragen zur Verwendung dieser Mittel 

erweitert. 

Der Großteil der Mittel22

22 Die Ausgaben der Fördermittel aus dem Schwerpunkt 
ließen sich nicht in allen Jugendämtern von den sonstigen 
Ausgaben für die Netzwerkarbeit abgrenzen. Daher konnte 
hierzu ein Teil der Jugendämter keine Angaben machen. 

Die Prozentwerte beziehen sich demnach nicht auf die Ge
samtsumme der erhaltenen Mittel von 750.000 €. 

 für den Schwer

punkt Kinder psychisch und suchterkrank

ter Eltern (81,4 %) wurde für den Auf- und 

Ausbau von niedrigschwelligen, familienun

terstützenden Angeboten und Projekten in 

den Kommunen aufgewendet. Damit wur

den insbesondere Gruppenangebote für 

psychisch- oder suchterkrankte Eltern 

und/oder ihre Kinder geschaffen bzw. aus

gebaut. Ein kleiner Teil der Gelder (3,8 %) 

floss in Einzelangebote (beratende Ange

bote und Trainings). Auf die Konzepterar

beitung/-erstellung, Bedarfserhebung und 

Angebotsentwicklung – in die 2020/21 noch 

etwa ein Viertel der Gelder investiert 

wurde – entfallen im Jahr 2022 5,3 % der 

Mittel. Die Jugendämter haben die Planung 

und Vorbereitung der Angebote demnach 

vielerorts vorerst abgeschlossen. 

-

-

-

-

-

-

-

In die Sensibilisierung von Fachkräften und 

sonstigen Verantwortlichen für die beson

deren Belange von Kindern psychisch

oder suchterkrankter Eltern wurden 7,7 % 

der Mittel investiert. Hierbei wurden Fort- 

und Weiterbildungsmaßnahmen (z. B. 

Fachtage zum Thema im Netzwerk oder in

stitutionenübergreifende Fortbildungsange

bote zum Thema) finanziert. Im Vergleich 

-

-  

-

-

-
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zu den Jahren 2020/21 (10,0 %) ist der An

teil leicht gesunken.  

-

Ein höherer Anteil (8,3 %) als noch in den 

Jahren 2020/21 (5,9 %) wurde im Jahr 

2022 für die strukturelle Qualifizierung des 

bestehenden Hilfesystems durch Auf- oder 

Ausbau von Personalstellen verausgabt. 

Knapp 3 % der Mittel flossen 2022 in Öf

fentlichkeitsarbeit zum Thema psychische 

und Suchterkrankungen mit dem Ziel der 

Information und Enttabuisierung (z. B. Akti

vitäten im Rahmen von Aktionswochen zur 

seelischen Gesundheit), 2020/21 waren 

dies 6,2 %.  

-

-

Über die zusätzlichen Mittel für den 

Schwerpunkt Kinder psychisch- und sucht

erkrankter Eltern konnten im Jahr 2022 in 

deutlich mehr Jugendämtern Personalstel

len geschaffen werden. Während dies im 

Jahr 2021 nur in zwei Jugendämtern ge

lang, haben im Jahr 2022 über die Schwer

punktmittel des Landeskinderschutzge

setztes acht Jugendämter Personalstellen 

im eigenen Amt geschaffen. Personalstel

len bei freien Trägern wurden im Jahr 2022 

in ähnlichen vielen Jugendamtsbezirken fi

nanziert, wie im Vorjahr (2022: 6 Jugend

amtsbezirke; 2021: 5 Jugendamtsbezirke).  

-

-

-

-

-

-

-

-

3. Ausblick 
Die Ergebnisse aus dem Jahr 2022 bele

gen erneut, dass die mit dem Landeskin

derschutzgesetz geschaffenen Strukturen 

und Verfahren – das Einladungs- und Erin

nerungswesen zu den Früherkennungsun

tersuchungen sowie der Auf- und Ausbau 

lokaler Netzwerke – in Rheinland-Pfalz fest 

etabliert sind. Mit Blick auf die lokalen Netz

werke wird gleichzeitig immer wieder deut

lich, dass sich die Netzwerke ständig im 

Fluss befinden und eine kontinuierliche Re

flektion und Anpassung der Arbeit im Netz

werk stattfindet.  

-

-

-

-

-

-

-

-

Nachdem die Arbeit der Netzwerke in den 

vergangen zwei Jahren unter dem Einfluss 

der COVID-19-Pandemie und ihrer Folgen 

stand (vgl. de Paz Martínez/Kühnel 2022 

und 2023), ist im Jahr 2022 eine Rückkehr 

zur Normalität spürbar. Die Netzwerkkonfe

renzen, Arbeitskreise und Fachveranstal

tungen konnten vielerorts wieder in Prä

senz durchgeführt werden. Gleichzeitig 

wurden die im Rahmen der Pandemie auf

gebaute digitale Infrastruktur weiter genutzt 

und bewährte digitale Formate (ergänzend) 

angeboten und fortgeführt.  

-

-

-

-

Ein inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit der 

lokalen Netzwerke lag im Jahr 2022 auf 

dem Auf- und Ausbau von Kooperationen 

und Angeboten im Themenfeld Kinder psy

chisch und/oder suchterkrankter Eltern. 

Zwei Jahre nach der Novellierung des Lan

deskinderschutzgesetzes und der damit 

verbundenen thematischen Schwerpunkt

legung auf diese Zielgruppe wurden hier 

vielerorts neue Angebote und Strukturen 

zur Verbesserung der Unterstützung von 

-

-

-
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Kindern psychisch und suchterkrankter E

tern geschaffen. Dies umfasst neben Grup

penangeboten auch verschiedene Aktio

nen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, 

Sensibilisierung und Qualifizierung.  

l-

-

-

Als zentrale Daueraufgabe der lokalen 

Netzwerke Kinderschutz und Frühe Hilfen 

erweisen sich im Jahr 2022 einmal mehr 

die Ausgestaltung der Kooperationen und 

die Zusammenarbeit der Einrichtungen 

und Dienste in der Jugend- und Gesund

heitshilfe. Noch nicht in allen Jugendamts

bezirken ist es gelungen, dauerhaft tragfä

hige Kooperationsbeziehungen zu den 

verschiedenen Akteurinnen und Akteuren 

aus dem Gesundheitswesen aufzubauen. 

Dabei ist die Einbindung der Gesundheits

hilfe jedoch differenziert zu betrachten. So 

sind Hebammen, Familienhebammen, die 

Gesundheitsämter sowie kinderärztliche 

Praxen und Geburtskliniken mittlerweile in 

fast allen lokalen Netzwerken vertreten. 

Die Einbindung niedergelassener psychi

atrischer bzw. psychotherapeutischer, gy

näkologischer oder hausärztlicher Praxen 

stellt hingegen ebenso wie die Einbindung 

von Krankenkassen eine Entwicklungsauf

gabe für viele Netzwerke dar.  

-

-

-

-

-

-

-

Die mittlerweile enge Kooperation zwi

schen Jugend- und Gesundheitsämtern 

wird fortwährend auch im Rahmen des ver

-

-

bindlichen Einladungswesens zu den Früh

erkennungsuntersuchungen gestärkt. Dies

bezüglich zeigen die aktuellen Berichtser

gebnisse, dass die Früherkennungsunter

suchungen bzw. das Werben für eine Inan

spruchnahme durch die Gesundheitsämter 

oder Jugendämter weiterhin einen wichti

gen Zugang zu Familien schafft, die bisher 

noch nicht mit Frühen Hilfen oder Bera

tungsstrukturen in Berührung gekommen 

sind, jedoch einen Hilfe- oder Unterstüt

zungsbedarf aufweisen. Hier wird die hohe 

Bedeutung der Früherkennungsuntersu

chungen im Kontext der Frühen Hilfen so

wie allgemein im Rahmen eines präven

tiven Kinderschutzes deutlich. Um die 

durch das Einladungs- und Erinnerungswe

sen erreichte hohe Teilnahmequote an den 

Früherkennungsuntersuchungen dauerhaft 

zu erhalten ist jedes Jahr aufs Neue eine 

Aufklärungs- und Informationsarbeit für 

(neue) Familien mit jungen Kindern erfor

derlich. Zudem kommt dem Verfahren auch 

und insbesondere vor dem Hintergrund der 

COVID-19-Pandemie und der durch sie 

verursachten anhaltenden psychischen 

und sozialen Aus- und Nebenwirkungen für 

junge Menschen und Familien eine beson

dere Bedeutung zu.  

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-
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